
M E R K B L A T T

zu

Leistungen der Teilhabe am Arbeitsleben bei Anderen Leistungsan-
bietern (§§ 60, 111 Abs. 1 Nr. 2 SGB IX) 

-Arbeitsbereich-

für 

interessierte Anbieter

Der Kommunale Sozialverband Sachsen (KSV Sachsen) ist im Freistaat Sachsen der zustän-
dige Kostenträger für Leistungen zur Beschäftigung im Rahmen der Eingliederungshilfe nach 
den Sozialgesetzbüchern zwölf und neun.

Mit diesem Merkblatt gibt der KSV Sachsen -Orientierungshilfe zu den 
interessierten Leistungsan-

bietern Informationen, wie eine Umsetzung der Regelungen des § 60 SGB IX in seiner Zustän-
digkeit im Rahmen des Abschlusses von Vereinbarungen nach § 125 SGB IX erfolgen soll.
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I. Übersicht gesetzliche Grundlagen (in der am 01.01.2018 und 15.08.2019 geltenden 
Fassung)

Drittes Buch Sozialgesetzbuch - Arbeitsförderung (SGB III)

Viertes Buch Sozialgesetzbuch - Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversicherung (SGB 
IV)

Fünftes Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Krankenversicherung (SGB V)

Sechstes Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Rentenversicherung (SGB VI)

Siebtes Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Unfallversicherung (SGB VII)

Neuntes Buch Sozialgesetzbuch - Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Behinderun-
gen (SGB IX)

Elftes Buch Sozialgesetzbuch - Soziale Pflegeversicherung (SGB XI)

Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch - Sozialhilfe (SGB XII)

Werkstättenverordnung (WVO)

Werkstättenmitwirkungsverordnung (WMVO)

Eingliederungshilfeverordnung (EGH-VO)

II. Anforderungen an den Anderen Leistungsanbieter

II.1 Inhalt, Umfang und Art der Leistung sowie Wirtschaftsführung

Angaben 

zur räumlich-sächlichen Ausstattung

zum Produktions-/ Dienstleistungsprofil

zur betreuten Zielgruppe

zur sozialräumlichen Einordnung des Angebots

zur Durchführung arbeitsbegleitender Maßnahmen zur Erhaltung und Verbesserung der 
im Berufsbildungsbereich erworbenen Leistungsfähigkeit und zur Weiterentwicklung der 
Persönlichkeit (§ 60 Abs. 2 SGB IX, § 58 Abs. 2 SGB IX, § 5 Abs. 3 WVO)

zur Förderung des Übergangs auf den allgemeinen Arbeitsmarkt durch geeignete Maß-
nahmen (§ 60 Abs. 2 SGB IX, § 58 Abs. 2 SGB IX, § 5 Abs. 4 WVO) wie

o besondere Förderangebote

o Erstellung und Fortschreibung individueller Förderpläne

o Ermöglichung von Trainingsmaßnahmen, Betriebspraktika und zeitweise Beschäfti-
gung auf ausgelagerten Arbeitsplätzen

o Einbeziehung der Bundesagentur für Arbeit in die Bemühungen zur Vermittlung auf 
den allgemeinen Arbeitsmarkt

zur Wirtschaftsführung nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen (§ 12 Abs. 1 WVO)

Es besteht keine Verpflichtung 

- für den anderen Leistungsanbieter, jeden Menschen mit Behinderung und Anspruch 
auf Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben im Angebot aufzunehmen
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- für den KSV Sachsen, dem anderen Leistungsanbieter Menschen mit Behinderungen 
zuzuweisen. 

II.2 Personalausstattung

Leistungserbringung durch qualifiziertes Personal abhängig von der betreuten Zielgruppe 
(z. B. geprüfte Fachkraft zur Arbeits- und Berufsförderung, Facharbeiter, Gesellen oder 
Meister mit sonderpädagogischer Zusatzqualifikation)

dem Grunde nach Personalrelation Gruppenleiter 1:12 in Anlehnung an § 9 Abs. 3 WVO

ggf. Pflege- oder Pflegehilfskräfte (§ 60 Abs. 2 SGB IX, § 219 Abs. 1 Satz 4 SGB IX) für 
Grundpflege und einfache Behandlungspflege

ggf. ergänzende pädagogische, soziale, medizinische und psychologische Betreuung 
(§ 60 Abs. 2 SGB IX, § 219 Abs. 1 Satz 4 SGB IX, § 10 WVO)

II.3 weitere Regelungen

Über die in II.1 und II.2 zusammengefassten Grundlagen hinaus, sind verbindliche Absprachen 
zu Beschäftigungs- und Betreuungszeiten, Urlaub und Arbeitsbefreiung, Zahlung von Arbeits-
entgelt, Vertrag und Sozialversicherung zu treffen:

wöchentliche Beschäftigungszeit von 35 bis 40 Stunden (= Vollzeit) inklusive Erholungs-
pausen (§ 6 WVO); Ermöglichung von Teilzeitbeschäftigung von nicht unter 15 Wochen-
stunden aus behinderungsbedingten oder vorübergehenden gesundheitlichen Gründen 
oder sonstigen Gründen nach § 8 Teilzeit- und Befristungsgesetz oder § 3 Pflegezeitgesetz 
(z. B. Pflegeteilzeit, Kindererziehung, Elternzeit)

Abschluss eines Beschäftigungs- und Betreuungsvertrages auf Grundlage des arbeitneh-
merähnlichen Rechtsverhältnisses (§ 221 Abs. 1 SGB IX, § 13 WVO) mit Regelungen
u. a. 

o zur Arbeitszeit

o zum Urlaubsanspruch, wenn arbeitnehmerfreundliche Abweichung vom Bundesur-
laubsgesetz und von § 208 SGB IX (Zusatzurlaub für Schwerbehinderte)

o zur Entgeltfortzahlung, wenn arbeitnehmerfreundliche Abweichung vom Entgeltfort-
zahlungsgesetz

Zahlung eines monatlichen Arbeitsentgeltes an den Menschen mit Behinderung, beste-
hend aus dem Grundbetrag von 117,00 EUR nach § 221 Abs. 2 Satz 1 SGB IX in Verbin-
dung mit § 125 SGB III zuzüglich eines leistungsangemessenen Steigerungsbetrages nach 
§ 221 Abs. 2 Satz 2 SGB IX. Im Rahmen der Übergangsregelung nach § 241 Abs. 9 SGB 
IX wird der Grundbetrag ab 2020 schrittweise angehoben:

Der Grundbetrag beträgt damit monatlich

  89,00 EUR ab dem 1. Januar 2020 
  99,00 EUR ab dem 1. Januar 2021 
109,00 EUR ab dem 1. Januar 2022 
117,00 EUR ab dem 1. Januar 2023

Auszahlung des Arbeitsförderungsgeldes von derzeit monatlich 52,00 EUR zusammen mit 
dem Arbeitsentgelt (§ 59 SGB IX)
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Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung nach § 5 Abs. 1 Nr. 7 
SGB V:

o Tragung der Beiträge: Durch den anderen Leistungsanbieter allein, wenn das Ar-
beitsentgelt nicht höher ist als 20% der monatlichen Bezugsgröße (2018: 20% von 
3.045 EUR = 609 EUR) nach § 18 Abs. 1 SGB IV (§ 251 Abs. 2 Satz 3 SGB V). Die 
Beiträge für das über diesem Betrag liegende Arbeitsentgelt tragen Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber hälftig.

o Höhe des Beitrags: Grundlage für die Berechnung des monatlichen Krankenversi-
cherungsbeitrages, die beitragspflichtige Einnahme, ist das tatsächlich erzielte Ar-
beitsentgelt nach § 221 Abs. 2 Satz 1 SGB IX, mindestens jedoch 20% der monat-
lichen Bezugsgröße nach § 18 Abs. 1 SGB IV (§ 235 Abs. 3 SGB V).

Versicherungspflicht in der sozialen Pflegeversicherung nach § 20 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 SGB 
XI:

o Tragung der Beiträge: Durch den anderen Leistungsanbieter allein, wenn das Ar-
beitsentgelt nicht höher ist als 20% der monatlichen Bezugsgröße (2018: 20% von 
3.045 EUR = 609 EUR) nach § 18 Abs. 1 SGB IV (§ 59 Abs. 1 Satz 2 SGB XI, § 251 
Abs. 2 Satz 3 SGB V). Die Beiträge für das über diesem Betrag liegende Arbeitsent-
gelt tragen Arbeitnehmer und Arbeitgeber hälftig. Den Beitragszuschlag für Kinder-
lose nach § 55 Abs. 3 SGB XI trägt der Arbeitnehmer.

o Höhe des Beitrags: Grundlage für die Berechnung des monatlichen Pflegeversiche-
rungsbeitrages, die beitragspflichtige Einnahme, ist das tatsächlich erzielte Arbeits-
entgelt nach § 221 Abs. 2 Satz 1 SGB IX, mindestens jedoch 20% der monatlichen 
Bezugsgröße nach § 18 Abs. 1 SGB IV (§ 57 Abs. 1 Satz 1 SGB XI, § 235 Abs. 3 
SGB V).

Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung nach § 1 Satz 1 Nr. 2 
Buchst. a SGB VI:

o Tragung der Beiträge: Durch den anderen Leistungsanbieter allein, wenn das Ar-
beitsentgelt nicht höher ist als 80% der monatlichen Bezugsgröße-Ost (2018: 80% 
von 2.695 EUR = 2.156 EUR) nach § 18 Abs. 2 SGB IV. Ansonsten Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber hälftig (§ 168 Abs. 1 Nr. 2 SGB VI).

o Höhe des Beitrags: Grundlage für die Berechnung des monatlichen Rentenversi-
cherungsbeitrages, die beitragspflichtige Einnahme, ist das tatsächlich erzielte Ar-
beitsentgelt nach § 221 Abs. 2 Satz 1 SGB IX, mindestens jedoch 80% der monat-
lichen Bezugsgröße-Ost nach § 18 Abs. 2 SGB IV (§ 162 Nr. 2 SGB VI).

Versicherungspflicht in der gesetzlichen Unfallversicherung nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 SGB VII

o Tragung der Beiträge: Durch den anderen Leistungsanbieter allein (§ 150 SGB VII).

o Höhe des Beitrages: Umlage nach §§ 152 ff. SGB VII

o Anmeldeverfahren nach § 192 SGB VII

Meldung zur Sozialversicherung nach § 28a SGB IV für die Kranken-, Renten- und Pflege-
versicherung

Zahlung der Sozialversicherungsbeiträge nach §§ 28d ff. SGB IV

Organisation und Abrechnung von Fahrdienstleistungen, wenn mehr als zwei Menschen 
mit Behinderung einen Fahrdienst zum Erreichen des Beschäftigungsortes benötigen
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Abrechnung der vereinbarten Vergütungen, der Sozialversicherungsbeiträge, des Arbeits-
förderungsgeldes und der Fahrtkosten für durch den anderen Leistungsanbieter zu orga-
nisierende Fahrdienstleistungen

Ermöglichung einer angemessenen Mitbestimmung und Mitwirkung durch einen Beschäf-
tigtenrat (ab fünf Wahlberechtigten) und eine Frauenbeauftragte (ab fünf Wahlberechtigten 
Frauen) (§ 14 WVO, § 60 Abs. 2 Nr. 5 und 6 SGB IX, WMVO)

III. Leistungen des KSV Sachsen

Verhandlung sowie Vereinbarung von Leistungen und Vergütungen für die Erbringung von 
Leistungen des Arbeitsbereiches bei einem anderen Leistungsanbieter nach § 125 SGB 
IX

bei Vorliegen der eingliederungshilferechtlichen Voraussetzungen im Einzelfall: Über-
nahme der vereinbarten Vergütungen sowie Erstattung der vom anderen Leistungsanbie-
ter zu tragenden Sozialversicherungsbeiträge und Fahrtkosten für Fahrdienstleistungen. 
Der KSV Sachsen informiert den Menschen mit Behinderung sowie den anderen Leis-
tungsanbieter schriftlich über den Beginn der Leistungsgewährung (Kostenzusage).

Abrechnungsverfahren:

o Fahrtkosten: nachschüssige quartalsweise Abrechnung der Fahrten zwischen Leis-
tungs- und Wohnort, Zahlung 14 Tage nach Rechnungseingang, Möglichkeit zur 
Gewährung eines einmaligen Liquiditätsabschlages in Höhe von 90%

Maßnahmekosten: SV-Beiträge und Arbeitsförderungsgeld: monatliche Zah-
lung als Abschlag für Maßnahmekosten 95% und AföG 100%, quartalsweise 
Abschläge (Fälligkeit zum 1. Februar, 1. Mai, 1. August und 1. November) für 
SV-Beiträge zu 90%, Spitzabrechnung im Folgejahr mit Vorlage der Gesamt-
abrechnung bis 28.02.

o Erstattung der vom anderen Leistungsanbieter zu tragenden SV-Beiträge gründet 
sich auf:

§ 251 Abs. 2 Satz 2 SGB V bei der gesetzlichen Krankenversicherung

§ 179 Abs. 1 Satz 2 SGB VI bei der gesetzlichen Rentenversicherung

§ 59 Abs. 1 Satz 1 SGB XI, § 251 Abs. 2 Satz 2 SGB V bei der sozialen Pfle-
geversicherung

keine Erstattung der Beiträge zur gesetzlichen Unfallversicherung

o Fehltageregelung entsprechend Kommissionsbeschluss § 79 SGB XII - neu: § 131 
SGB IX vom 25.06.2012): Abrechnungsfähig sind Fehltage aus Anlass jedweder 
Art bzw. ist der Grund der Abwesenheit unerheblich, bis zur Höhe von 60 Fehltagen 
im Jahr bei 250 Tagen kalenderjährlich (Obergrenze). Darüber hinaus gehende 
Fehltage sind nicht abrechnungsfähig. 

o Die Erstattung der SV-Beiträge erfolgt für Anwesenheitstage sowie für Tage im Rah-
men der Entgeltfortzahlung nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz.

o Die Erstattung der Kosten für Fahrdienstleistungen erfolgt nur für Anwesenheitstage 
und bei Sammelfahrdiensten (mehr als ein Mensch mit Behinderung je Tour) kopf-
teilig.

o Die Abrechnungsunterlagen werden vom anderen Leistungsanbieter schriftlich in 
Papierform beim KSV Sachsen vorgelegt. Die Zahlung erfolgt per Überweisung auf 
ein inländisches Konto des anderen Leistungsanbieters.
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IV. Leistungsrechtliche Voraussetzungen der Menschen mit Behinderung

wesentliche Einschränkung der Fähigkeit der Teilhabe an der Gesellschaft durch eine Be-
hinderung im Sinne von § 2 Abs. 1 Satz 1 SGB IX oder eine drohende Behinderung (§ 53 
Abs. 1 SGB XII in der am 31.12.2019 geltenden Fassung)

Wesentlichkeit der körperlichen, seelischen oder geistigen Behinderung (§§ 1-3 Eingliede-
rungshilfeverordnung)

wegen Art oder Schwere der Behinderung kommt

eine Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt einschließlich einer Beschäfti-
gung in einem Inklusionsbetrieb oder

eine Berufsvorbereitung, eine individuelle betriebliche Qualifizierung im Rahmen un-
terstützter Beschäftigung, eine berufliche Anpassung und Weiterbildung oder eine be-
rufliche Ausbildung 

nicht, noch nicht oder noch nicht wieder in Betracht (§§ 60 Abs. 1, 58 Abs. 1 Satz 1 SGB 
IX) 

Vorliegen voller Erwerbsminderung

- -

kann wenigstens ein Mindestmaß an wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung erbringen 
(§§ 60 Abs. 1, 58 Abs. 1 Satz 1 SGB IX) 

- -

berufliche Bildung/Ausbildung z. B. mittels Durchlaufens des Eingangsverfahrens und Be-
rufsbildungsbereiches in einer Werkstatt für behinderte Menschen vorhanden oder die für 
die in Aussicht stehende Beschäftigung wurde die erforderliche Leistungsfähigkeit durch 
eine Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt bereits erworben (§§ 60 Abs. 1, 58 
Abs. 1 Satz 2 SGB IX)

keine erhebliche Selbst- oder Fremdgefährdung trotz einer der Behinderung angemesse-
nen Betreuung (§ 60 Abs. 2, § 219 Abs. 2 Satz 2 SGB IX)

Regelaltersgrenze nach § 35 oder § 235 Abs. 2 SGB VI noch nicht erreicht (§§ 60 Abs. 1, 
58 Abs. 1 Satz 3 SGB IX)



 

Anlage 1: Auszüge aus einschlägigen Gesetzen, Stand 01.01.2018 und 15.08.2019

Sozialgesetzbuch (SGB) Drittes Buch (III) - Arbeitsförderung - (Artikel 1 des Gesetzes 
vom 24. März 1997, BGBl. I S. 594) 

§ 122 Ausbildungsgeld 

(1) Behinderte Menschen haben Anspruch auf Ausbildungsgeld während  
1. 

einer Berufsausbildung oder berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme einschließlich 
einer Grundausbildung, 

2. 
einer individuellen betrieblichen Qualifizierung im Rahmen der Unterstützten Beschäf-
tigung nach § 55 des Neunten Buches und 

3. 
einer Maßnahme im Eingangsverfahren oder Berufsbildungsbereich einer Werkstatt für 
behinderte Menschen oder bei einem anderen Leistungsanbieter nach § 60 des Neun-
ten Buches, 

wenn Übergangsgeld nicht gezahlt werden kann. 
 
(2) Für das Ausbildungsgeld gelten die Vorschriften über die Berufsausbildungsbeihilfe ent-
sprechend, soweit nachfolgend nichts Abweichendes bestimmt ist. 

§ 125 (Fassung 15.08.2019) Bedarf bei Maßnahmen in anerkannten Werkstätten für be-
hinderte Menschen oder bei einem anderen Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten 
Buches 

Als Bedarf werden bei Maßnahmen im Eingangsverfahren/Berufsbildungsbereich in einer 
Werkstatt für behinderte Menschen oder bei einem anderen Leistungsanbieter nach § 60 des 
Neunten Buches wird ein Ausbildungsgeld in Höhe von 117 Euro monatlich gezahlt  
 

Sozialgesetzbuch (SGB) Viertes Buch (IV) - Gemeinsame Vorschriften für die Sozialver-
sicherung - (Artikel I des Gesetzes vom 23. Dezember 1976, BGBl. I S. 3845) 

§ 18 Bezugsgröße 

(1) Bezugsgröße im Sinne der Vorschriften für die Sozialversicherung ist, soweit in den beson-
deren Vorschriften für die einzelnen Versicherungszweige nichts Abweichendes bestimmt ist, 
das Durchschnittsentgelt der gesetzlichen Rentenversicherung im vorvergangenen Kalender-
jahr, aufgerundet auf den nächsthöheren, durch 420 teilbaren Betrag. 
 
(2) Die Bezugsgröße für das Beitrittsgebiet (Bezugsgröße [Ost]) verändert sich zum 1. Januar 
eines jeden Kalenderjahres auf den Wert, der sich ergibt, wenn der für das vorvergangene 
Kalenderjahr geltende Wert der Anlage 1 zum Sechsten Buch durch den für das Kalenderjahr 
der Veränderung bestimmten vorläufigen Wert der Anlage 10 zum Sechsten Buch geteilt wird, 
aufgerundet auf den nächsthöheren, durch 420 teilbaren Betrag. 
 
(3) Beitrittsgebiet ist das in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannte Gebiet. 
 

 

 



 

 

Sozialgesetzbuch (SGB) Fünftes Buch (V) - Gesetzliche Krankenversicherung - (Artikel 
1 des Gesetzes v. 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477) 

§ 5 Versicherungspflicht 

(1) Versicherungspflichtig sind  
 
1. Arbeiter, Angestellte und zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigte, die gegen Arbeitsentgelt 
beschäftigt sind, 

2. Personen in der Zeit, für die sie Arbeitslosengeld nach dem Dritten Buch beziehen oder nur 
deshalb nicht beziehen, weil der Anspruch wegen einer Sperrzeit (§ 159 des Dritten Buches) 
oder wegen einer Urlaubsabgeltung (§ 157 Absatz 2 des Dritten Buches) ruht; dies gilt auch, 
wenn die Entscheidung, die zum Bezug der Leistung geführt hat, rückwirkend aufgehoben 
oder die Leistung zurückgefordert oder zurückgezahlt worden ist, 

2a. Personen in der Zeit, für die sie Arbeitslosengeld II nach dem Zweiten Buch beziehen, es 
sei denn, dass diese Leistung nur darlehensweise gewährt wird oder nur Leistungen nach § 
24 Absatz 3 Satz 1 des Zweiten Buches bezogen werden; dies gilt auch, wenn die Entschei-
dung, die zum Bezug der Leistung geführt hat, rückwirkend aufgehoben oder die Leistung 
zurückgefordert oder zurückgezahlt worden ist, 

3. Landwirte, ihre mitarbeitenden Familienangehörigen und Altenteiler nach näherer Bestim-
mung des Zweiten Gesetzes über die Krankenversicherung der Landwirte, 

4. Künstler und Publizisten nach näherer Bestimmung des Künstlersozialversicherungsgeset-
zes, 

5. Personen, die in Einrichtungen der Jugendhilfe für eine Erwerbstätigkeit befähigt werden 
sollen, 

6. Teilnehmer an Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben sowie an Abklärungen der berufli-
chen Eignung oder Arbeitserprobung, es sei denn, die Maßnahmen werden nach den Vor-
schriften des Bundesversorgungsgesetzes erbracht, 

7. behinderte Menschen, die in anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen oder in 
Blindenwerkstätten im Sinne des § 226 des Neunten Buches oder für diese Einrichtungen in 
Heimarbeit oder bei einem anderen Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten Buches tätig 
sind, 

 

§ 235 Beitragspflichtige Einnahmen von Rehabilitanden, Jugendlichen und Behinderten 
in Einrichtungen 

 
(3) Für die nach § 5 Abs. 1 Nr. 7 und 8 versicherungspflichtigen behinderten Menschen ist als 
beitragspflichtige Einnahmen das tatsächlich erzielte Arbeitsentgelt, mindestens jedoch ein 
Betrag in Höhe von 20 vom Hundert der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 des Vierten 
Buches zugrunde zu legen. 
 
(4) § 226 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bis 4 und Abs. 2 sowie die §§ 228 bis 231 gelten entsprechend; 
bei Anwendung des § 230 Satz 1 ist das Arbeitsentgelt vorrangig zu berücksichtigen. 
 

§ 251 Tragung der Beiträge durch Dritte 

(1) Der zuständige Rehabilitationsträger trägt die auf Grund der Teilnahme an Leistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben sowie an Berufsfindung oder Arbeitserprobung (§ 5 Abs. 1 Nr. 6) 



 

 

oder des Bezugs von Übergangsgeld, Verletztengeld oder Versorgungskrankengeld (§ 192 
Abs. 1 Nr. 3) zu zahlenden Beiträge. 
 
(2) Der Träger der Einrichtung trägt den Beitrag allein 
 
1. für die nach § 5 Abs. 1 Nr. 5 versicherungspflichtigen Jugendlichen, 

2. für die nach § 5 Abs. 1 Nr. 7 oder 8 versicherungspflichtigen behinderten Menschen, wenn 
das tatsächliche Arbeitsentgelt den nach § 235 Abs. 3 maßgeblichen Mindestbetrag nicht über-
steigt; im Übrigen gilt § 249 Abs. 1 entsprechend. 

Für die nach § 5 Abs. 1 Nr. 7 versicherungspflichtigen behinderten Menschen sind die Bei-
träge, die der Träger der Einrichtung zu tragen hat, von den für die behinderten Menschen 
zuständigen Leistungsträgern zu erstatten. Satz 1 Nummer 2 und Satz 2 gelten für einen an-
deren Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten Buches entsprechend. 

§ 309 Versicherter Personenkreis 

(1) Soweit Vorschriften dieses Buches  

1. an die Bezugsgröße anknüpfen, gilt vom 1. Januar 2001 an die Bezugsgröße nach § 18 
Abs. 1 des Vierten Buches auch in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet, 
 
2. an die Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung anknüpfen, gilt 
von dem nach Nummer 1 maßgeblichen Zeitpunkt an die Beitragsbemessungsgrenze nach § 
159 des Sechsten Buches auch in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet. 

 

 

Sozialgesetzbuch (SGB) Sechstes Buch (VI) - Gesetzliche Rentenversicherung - (Artikel 
1 des Gesetzes v. 18. Dezember 1989, BGBl. I S. 2261, 1990 I S. 1337) 

§ 1 Beschäftigte 

Versicherungspflichtig sind  

1. Personen, die gegen Arbeitsentgelt oder zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt sind; wäh-
rend des Bezuges von Kurzarbeitergeld nach dem Dritten Buch besteht die Versicherungs-
pflicht fort, 

2. behinderte Menschen, die 

a) in anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen oder in Blindenwerkstätten im 
Sinne des § 226 des Neunten Buches oder für diese Einrichtungen in Heimarbeit oder 
bei einem anderen Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten Buches tätig sind, 

b) in Anstalten, Heimen oder gleichartigen Einrichtungen in gewisser Regelmäßigkeit 
eine Leistung erbringen, die einem Fünftel der Leistung eines voll erwerbsfähigen Be-
schäftigten in gleichartiger Beschäftigung entspricht; hierzu zählen auch Dienstleistun-
gen für den Träger der Einrichtung, 

 



 

 

§ 35 Regelaltersrente 

Versicherte haben Anspruch auf Regelaltersrente, wenn sie  
1. 

die Regelaltersgrenze erreicht und 
2. 

die allgemeine Wartezeit erfüllt 
haben. Die Regelaltersgrenze wird mit Vollendung des 67. Lebensjahres erreicht. 

§ 235 Regelaltersrente 

(1) Versicherte, die vor dem 1. Januar 1964 geboren sind, haben Anspruch auf Regelalters-
rente, wenn sie  
1. die Regelaltersgrenze erreicht und 
2. die allgemeine Wartezeit erfüllt 
haben. Die Regelaltersgrenze wird frühestens mit Vollendung des 65. Lebensjahres erreicht. 
 
(2) Versicherte, die vor dem 1. Januar 1947 geboren sind, erreichen die Regelaltersgrenze mit 
Vollendung des 65. Lebensjahres. Für Versicherte, die nach dem 31. Dezember 1946 geboren 
sind, wird die Regelaltersgrenze wie folgt angehoben:  

Versicherte 
Geburtsjahr 

Anhebung 
um Monate 

auf Alter 
Jahr Monat 

1947 1 65 1 
1948 2 65 2 
1949 3 65 3 
1950 4 65 4 
1951 5 65 5 
1952 6 65 6 
1953 7 65 7 
1954 8 65 8 
1955 9 65 9 
1956 10 65 10 
1957 11 65 11 
1958 12 66 0 
1959 14 66 2 
1960 16 66 4 
1961 18 66 6 
1962 20 66 8 
1963 22 66 10. 
 
Für Versicherte, die  
1. vor dem 1. Januar 1955 geboren sind und vor dem 1. Januar 2007 Altersteilzeitarbeit im 
Sinne der §§ 2 und 3 Abs. 1 Nr. 1 des Altersteilzeitgesetzes vereinbart haben oder 
 
2. Anpassungsgeld für entlassene Arbeitnehmer des Bergbaus bezogen haben, 
wird die Regelaltersgrenze nicht angehoben. 
 
 
 



 

 

§ 162 Beitragspflichtige Einnahmen Beschäftigter

Beitragspflichtige Einnahmen sind  
1. bei Personen, die gegen Arbeitsentgelt beschäftigt werden, das Arbeitsentgelt aus der ver-
sicherungspflichtigen Beschäftigung, jedoch bei Personen, die zu ihrer Berufsausbildung be-
schäftigt werden, mindestens eins vom Hundert der Bezugsgröße, 

2. bei behinderten Menschen das Arbeitsentgelt, mindestens 80 vom Hundert der Bezugs-
größe, 

 

§ 168 Beitragstragung bei Beschäftigten 

(1) Die Beiträge werden getragen  

1. bei Personen, die gegen Arbeitsentgelt beschäftigt werden, von den Versicherten und von 
den Arbeitgebern je zur Hälfte, 

1a. bei Arbeitnehmern, die Kurzarbeitergeld beziehen, vom Arbeitgeber, 

1b. bei Personen, die gegen Arbeitsentgelt geringfügig versicherungspflichtig beschäftigt wer-
den, von den Arbeitgebern in Höhe des Betrages, der 15 vom Hundert des der Beschäftigung 
zugrundeliegenden Arbeitsentgelts entspricht, im Übrigen vom Versicherten, 

1c. bei Personen, die gegen Arbeitsentgelt in Privathaushalten geringfügig versicherungs-
pflichtig beschäftigt werden, von den Arbeitgebern in Höhe des Betrages, der 5 vom Hundert 
des der Beschäftigung zugrundeliegenden Arbeitsentgelts entspricht, im Übrigen vom Versi-
cherten, 

1d. bei Arbeitnehmern, deren beitragspflichtige Einnahme sich nach § 163 Abs. 10 Satz 1 
bestimmt, von den Arbeitgebern in Höhe der Hälfte des Betrages, der sich ergibt, wenn der 
Beitragssatz auf das der Beschäftigung zugrundeliegende Arbeitsentgelt angewendet wird, im 
Übrigen vom Versicherten, 

2. bei behinderten Menschen von den Trägern der Einrichtung oder dem anderen Leistungs-
anbieter nach § 60 des Neunten Buches, wenn ein Arbeitsentgelt nicht bezogen wird oder das 
monatliche Arbeitsentgelt 20 vom Hundert der monatlichen Bezugsgröße nicht übersteigt, so-
wie für den Betrag zwischen dem monatlichen Arbeitsentgelt und 80 vom Hundert der monat-
lichen Bezugsgröße, wenn das monatliche Arbeitsentgelt 80 vom Hundert der monatlichen 
Bezugsgröße nicht übersteigt, im Übrigen von den Versicherten und den Trägern der Einrich-
tung je zur Hälfte, 

 

§ 179 Erstattung von Aufwendungen 

(1) Für behinderte Menschen nach § 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a, die im Arbeitsbereich 
einer anerkannten Werkstatt für behinderte Menschen oder bei einem anderen Leistungsan-
bieter nach § 60 des Neunten Buches tätig sind, erstattet der Bund den Trägern der Einrichtung 
oder dem anderen Anbieter nach § 60 des Neunten Buches die Beiträge, die auf den Betrag 
zwischen dem tatsächlich erzielten monatlichen Arbeitsentgelt und 80 Prozent der monatlichen 
Bezugsgröße entfallen, wenn das tatsächlich erzielte monatliche Arbeitsentgelt 80 Prozent der 
monatlichen Bezugsgröße nicht übersteigt; der Bund erstattet den Trägern der Einrichtung 
oder dem anderen Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten Buches ferner die Beiträge für 
behinderte Menschen im Eingangsverfahren und im Berufsbildungsbereich einer anerkannten 
Werkstatt für behinderte Menschen oder in einer entsprechenden Bildungsmaßnahme bei ei-
nem anderen Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten Buches, soweit Satz 2 nichts anderes 
bestimmt. Im Übrigen erstatten die Kostenträger den Trägern der Einrichtung oder dem ande-
ren Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten Buches die von diesen getragenen Beiträge für 



 

 

behinderte Menschen; das gilt auch, wenn sie im Eingangsverfahren oder im Berufsbildungs-
bereich anerkannter Werkstätten für behinderte Menschen oder in einer entsprechenden Bil-
dungsmaßnahme bei einem anderen Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten Buches tätig 
sind, soweit die Bundesagentur für Arbeit, die Träger der Unfallversicherung oder die Träger 
der Rentenversicherung zuständige Kostenträger sind. Für behinderte Menschen, die im An-
schluss an eine Beschäftigung in einer nach dem Neunten Buch anerkannten Werkstatt für 
behinderte Menschen oder im Anschluss an eine Beschäftigung bei einem anderen Leistungs-
anbieter nach § 60 des Neunten Buches in einem Inklusionsbetrieb (§ 215 des Neunten Bu-
ches) beschäftigt sind, gilt Satz 1 entsprechend. Die zuständigen Stellen, die Erstattungen des 
Bundes nach Satz 1 oder 3 durchführen, können auch nach erfolgter Erstattung bei den davon 
umfassten Einrichtungen, anderen Leistungsanbietern nach § 60 des Neunten Buches, Inklu-
sionsbetrieben oder bei deren Trägern die Voraussetzungen der Erstattung prüfen. Soweit es 
im Einzelfall erforderlich ist, haben die von der Erstattung umfassten Einrichtungen, anderen 
Leistungsanbietern nach § 60 des Neunten Buches, Inklusionsbetriebe oder deren Träger den 
zuständigen Stellen auf Verlangen über alle Tatsachen Auskunft zu erteilen, die für die Prüfung 
der Voraussetzungen der Erstattung erforderlich sind. Sie haben auf Verlangen die Geschäfts-
bücher, Listen oder andere Unterlagen, aus denen die Angaben über die der Erstattung zu 
Grunde liegende Beschäftigung hervorgehen, während der Betriebszeit nach ihrer Wahl ent-
weder in ihren eigenen Geschäftsräumen oder denen der zuständigen Stelle zur Einsicht vor-
zulegen. Das Wahlrecht nach Satz 6 entfällt, wenn besondere Gründe eine Prüfung in den 
Geschäftsräumen der Einrichtungen, anderen Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten Bu-
ches, Inklusionsbetriebe oder deren Trägern gerechtfertigt erscheinen lassen. 

 
 
 

Siebtes Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Unfallversicherung - (Artikel 1 des Geset-
zes vom 7. August 1996, BGBl. I S. 1254) 

§ 2 Versicherung kraft Gesetzes 

(1) Kraft Gesetzes sind versichert  

1. Beschäftigte, 

2. Lernende während der beruflichen Aus- und Fortbildung in Betriebsstätten, Lehrwerkstätten, 
Schulungskursen und ähnlichen Einrichtungen, 

3. Personen, die sich Untersuchungen, Prüfungen oder ähnlichen Maßnahmen unterziehen, 
die aufgrund von Rechtsvorschriften zur Aufnahme einer versicherten Tätigkeit oder infolge 
einer abgeschlossenen versicherten Tätigkeit erforderlich sind, soweit diese Maßnahmen vom 
Unternehmen oder einer Behörde veranlasst worden sind, 

4. behinderte Menschen, die in anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen, bei einem 
anderen Leistungsanbieter nach § 60 des Neunten Buches oder in Blindenwerkstätten im 
Sinne des § 226 des Neunten Buches oder für diese Einrichtungen in Heimarbeit tätig sind, 

 

§ 150 Beitragspflichtige 

(1) Beitragspflichtig sind die Unternehmer, für deren Unternehmen Versicherte tätig sind oder 
zu denen Versicherte in einer besonderen, die Versicherung begründenden Beziehung stehen. 
Die nach § 2 versicherten Unternehmer sowie die nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 und § 6 Abs. 1 Versi-
cherten sind selbst beitragspflichtig. Für Versicherte nach § 6 Absatz 1 Satz 2 ist die jeweilige 



 

 

Organisation oder der jeweilige Verband beitragspflichtig. Entsprechendes gilt in den Fällen 
des § 6 Absatz 1 Satz 3. 

(2) Neben den Unternehmern sind beitragspflichtig  

1. die Auftraggeber, soweit sie Zwischenmeistern und Hausgewerbetreibenden zur Zahlung 
von Entgelt verpflichtet sind, 

2. die Reeder, soweit beim Betrieb von Seeschiffen andere Unternehmer sind oder auf See-
schiffen durch andere ein Unternehmen betrieben wird. 

Die in Satz 1 Nr. 1 und 2 Genannten sowie die in § 130 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 genannten 
Bevollmächtigten haften mit den Unternehmern als Gesamtschuldner. 

(3) Für die Beitragshaftung bei der Arbeitnehmerüberlassung gilt § 28e Abs. 2 und 4 des Vier-
ten Buches und für die Beitragshaftung bei der Ausführung eines Dienst- oder Werkvertrages 
im Baugewerbe gelten § 28e Absatz 3a bis 3f sowie § 116a des Vierten Buches entsprechend. 
Der Nachunternehmer oder der von diesem beauftragte Verleiher hat für den Nachweis nach 
§ 28e Absatz 3f des Vierten Buches eine qualifizierte Unbedenklichkeitsbescheinigung des 
zuständigen Unfallversicherungsträgers vorzulegen; diese enthält insbesondere Angaben 
über die bei dem Unfallversicherungsträger eingetragenen Unternehmensteile und diesen zu-
gehörigen Lohnsummen des Nachunternehmers oder des von diesem beauftragten Verleihers 
sowie die ordnungsgemäße Zahlung der Beiträge. 

(4) Bei einem Wechsel der Person des Unternehmers sind der bisherige Unternehmer und 
sein Nachfolger bis zum Ablauf des Kalenderjahres, in dem der Wechsel angezeigt wurde, zur 
Zahlung der Beiträge und damit zusammenhängender Leistungen als Gesamtschuldner ver-
pflichtet. 

§ 152 Umlage 

(1) Die Beiträge werden nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Beitragsansprüche dem 
Grunde nach entstanden sind, im Wege der Umlage festgesetzt. Die Umlage muß den Bedarf 
des abgelaufenen Kalenderjahres einschließlich der zur Ansammlung der Rücklage sowie des 
Verwaltungsvermögens nötigen Beträge decken. Darüber hinaus dürfen Beiträge nur zur Zu-
führung zu den Betriebsmitteln erhoben werden. 

(2) Abweichend von Absatz 1 werden die Beiträge für in Eigenarbeit nicht gewerbsmäßig aus-
geführte Bauarbeiten (nicht gewerbsmäßige Bauarbeiten) außerhalb der Umlage erhoben. 

(3) Die Satzung kann bestimmen, dass die Aufwendungen für Versicherte, die im Sinne des § 
2 Absatz 1 Nummer 9 zweite Alternative unentgeltlich, insbesondere ehrenamtlich in der Wohl-
fahrtspflege tätig sind, außerhalb der Umlage nach Absatz 1 auf die Unternehmen und Ein-
richtungen der Wohlfahrtspflege umgelegt werden. 

§ 192 Mitteilungs- und Auskunftspflichten von Unternehmern und Bauherren 

(1) Die Unternehmer haben binnen einer Woche nach Beginn des Unternehmens dem zustän-
digen Unfallversicherungsträger  

1. die Art und den Gegenstand des Unternehmens, 

2. die Zahl der Versicherten, 

3. den Eröffnungstag oder den Tag der Aufnahme der vorbereitenden Arbeiten für das Unter-
nehmen und 



 

 

4. in den Fällen des § 130 Abs. 2 und 3 den Namen und den Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt des Bevollmächtigten 

mitzuteilen. 

(2) Die Unternehmer haben Änderungen von  

1. Art und Gegenstand ihrer Unternehmen, die für die Prüfung der Zuständigkeit der Unfallver-
sicherungsträger von Bedeutung sein können, 

2. Voraussetzungen für die Zuordnung zu den Gefahrklassen, 

3. sonstigen Grundlagen für die Berechnung der Beiträge 

innerhalb von vier Wochen dem Unfallversicherungsträger mitzuteilen. 

(3) Die Unternehmer haben ferner auf Verlangen des zuständigen Unfallversicherungsträgers 
die Auskünfte zu geben und die Beweisurkunden vorzulegen, die zur Erfüllung der gesetzli-
chen Aufgaben des Unfallversicherungsträgers (§ 199) erforderlich sind. Ist bei einer Schule 
der Schulhoheitsträger nicht Unternehmer, hat auch der Schulhoheitsträger die Verpflichtung 
zur Auskunft nach Satz 1. 

(4) Den Wechsel von Personen der Unternehmer haben die bisherigen Unternehmer und ihre 
Nachfolger innerhalb von vier Wochen nach dem Wechsel dem Unfallversicherungsträger mit-
zuteilen. Den Wechsel von Personen der Bevollmächtigten haben die Unternehmer innerhalb 
von vier Wochen nach dem Wechsel mitzuteilen. 

 

 

 

Sozialgesetzbuch Neuntes Buch - Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Behin-
derungen - (Neuntes Buch Sozialgesetzbuch - SGB IX) 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

(1) Menschen mit Behinderungen sind Menschen, die körperliche, seelische, geistige oder 
Sinnesbeeinträchtigungen haben, die sie in Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbe-
dingten Barrieren an der gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft mit hoher Wahr-
scheinlichkeit länger als sechs Monate hindern können. Eine Beeinträchtigung nach Satz 1 
liegt vor, wenn der Körper- und Gesundheitszustand von dem für das Lebensalter typischen 
Zustand abweicht. Menschen sind von Behinderung bedroht, wenn eine Beeinträchtigung 
nach Satz 1 zu erwarten ist. 

(2) Menschen sind im Sinne des Teils 3 schwerbehindert, wenn bei ihnen ein Grad der Behin-
derung von wenigstens 50 vorliegt und sie ihren Wohnsitz, ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder 
ihre Beschäftigung auf einem Arbeitsplatz im Sinne des § 156 rechtmäßig im Geltungsbereich 
dieses Gesetzbuches haben. 

(3) Schwerbehinderten Menschen gleichgestellt werden sollen Menschen mit Behinderungen 
mit einem Grad der Behinderung von weniger als 50, aber wenigstens 30, bei denen die übri-
gen Voraussetzungen des Absatzes 2 vorliegen, wenn sie infolge ihrer Behinderung ohne die 
Gleichstellung einen geeigneten Arbeitsplatz im Sinne des § 156 nicht erlangen oder nicht 
behalten können (gleichgestellte behinderte Menschen). 



 

 

§ 58 Leistungen im Arbeitsbereich

(1) Leistungen im Arbeitsbereich einer anerkannten Werkstatt für behinderte Menschen erhal-
ten Menschen mit Behinderungen, bei denen wegen Art oder Schwere der Behinderung 

1. eine Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt einschließlich einer Beschäftigung in 
einem Inklusionsbetrieb (§ 215) oder 

2. eine Berufsvorbereitung, eine individuelle betriebliche Qualifizierung im Rahmen Unterstütz-
ter Beschäftigung, eine berufliche Anpassung und Weiterbildung oder eine berufliche Ausbil-
dung (§ 49 Absatz 3 Nummer 2 bis 6) 

 

nicht, noch nicht oder noch nicht wieder in Betracht kommt und die in der Lage sind, wenigs-
tens ein Mindestmaß wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung zu erbringen. Leistungen im 
Arbeitsbereich werden im Anschluss an Leistungen im Berufsbildungsbereich (§ 57) oder an 
entsprechende Leistungen bei einem anderen Leistungsanbieter (§ 60) erbracht; hiervon kann 
abgewichen werden, wenn der Mensch mit Behinderungen bereits über die für die in Aussicht 
genommene Beschäftigung erforderliche Leistungsfähigkeit verfügt, die er durch eine Beschäf-
tigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt erworben hat. Die Leistungen sollen in der Regel 
längstens bis zum Ablauf des Monats erbracht werden, in dem das für die Regelaltersrente im 
Sinne des Sechsten Buches erforderliche Lebensalter erreicht wird. 

(2) Die Leistungen im Arbeitsbereich sind gerichtet auf 

1. die Aufnahme, Ausübung und Sicherung einer der Eignung und Neigung des Menschen mit 
Behinderungen entsprechenden Beschäftigung, 

2. die Teilnahme an arbeitsbegleitenden Maßnahmen zur Erhaltung und Verbesserung der im 
Berufsbildungsbereich erworbenen Leistungsfähigkeit und zur Weiterentwicklung der Persön-
lichkeit sowie 

3. die Förderung des Übergangs geeigneter Menschen mit Behinderungen auf den allgemei-
nen Arbeitsmarkt durch geeignete Maßnahmen. 

(3) Die Werkstätten erhalten für die Leistungen nach Absatz 2 vom zuständigen Rehabilitati-
onsträger angemessene Vergütungen, die den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit, Sparsam-
keit und Leistungsfähigkeit entsprechen. Die Vergütungen berücksichtigen 

1. alle für die Erfüllung der Aufgaben und der fachlichen Anforderungen der Werkstatt notwen-
digen Kosten sowie 

2. die mit der wirtschaftlichen Betätigung der Werkstatt in Zusammenhang stehenden Kosten, 
soweit diese unter Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse in der Werkstatt und der 
dort beschäftigten Menschen mit Behinderungen nach Art und Umfang über die in einem Wirt-
schaftsunternehmen üblicherweise entstehenden Kosten hinausgehen. 

Können die Kosten der Werkstatt nach Satz 2 Nummer 2 im Einzelfall nicht ermittelt werden, 
kann eine Vergütungspauschale für diese werkstattspezifischen Kosten der wirtschaftlichen 
Betätigung der Werkstatt vereinbart werden. 

(4) Bei der Ermittlung des Arbeitsergebnisses der Werkstatt nach § 12 Absatz 4 der Werkstät-
tenverordnung werden die Auswirkungen der Vergütungen auf die Höhe des Arbeitsergebnis-
ses dargestellt. Dabei wird getrennt ausgewiesen, ob sich durch die Vergütung Verluste oder 
Gewinne ergeben. Das Arbeitsergebnis der Werkstatt darf nicht zur Minderung der Vergütun-
gen nach Absatz 3 verwendet werden. 

§ 59 Arbeitsförderungsgeld 

(1) Die Werkstätten für behinderte Menschen erhalten von dem zuständigen Rehabilitations-
träger zur Auszahlung an die im Arbeitsbereich beschäftigten Menschen mit Behinderungen 



 

 

zusätzlich zu den Vergütungen nach § 58 Absatz 3 ein Arbeitsförderungsgeld. Das Arbeitsför-
derungsgeld beträgt monatlich 52 Euro für jeden im Arbeitsbereich beschäftigten Menschen 
mit Behinderungen, dessen Arbeitsentgelt zusammen mit dem Arbeitsförderungsgeld den Be-
trag von 351 Euro nicht übersteigt. Ist das Arbeitsentgelt höher als 299 Euro, beträgt das Ar-
beitsförderungsgeld monatlich den Differenzbetrag zwischen dem Arbeitsentgelt und 351 
Euro. 

(2) Das Arbeitsförderungsgeld bleibt bei Sozialleistungen, deren Zahlung von anderen Ein-
kommen abhängig ist, als Einkommen unberücksichtigt. 

§ 60 Andere Leistungsanbieter 

(1) Menschen mit Behinderungen, die Anspruch auf Leistungen nach den §§ 57 und 58 haben, 
können diese auch bei einem anderen Leistungsanbieter in Anspruch nehmen. 

(2) Die Vorschriften für Werkstätten für behinderte Menschen gelten mit folgenden Maßgaben 
für andere Leistungsanbieter: 

1. sie bedürfen nicht der förmlichen Anerkennung, 

2. sie müssen nicht über eine Mindestplatzzahl und die für die Erbringung der Leistungen in 
Werkstätten erforderliche räumliche und sächliche Ausstattung verfügen, 

3. sie können ihr Angebot auf Leistungen nach § 57 oder § 58 oder Teile solcher Leistungen 
beschränken, 

4. sie sind nicht verpflichtet, Menschen mit Behinderungen Leistungen nach § 57 oder § 58 zu 
erbringen, wenn und solange die Leistungsvoraussetzungen vorliegen, 

5. eine dem Werkstattrat vergleichbare Vertretung wird ab fünf Wahlberechtigten gewählt. Sie 
besteht bei bis zu 20 Wahlberechtigten aus einem Mitglied und 

6. eine Frauenbeauftragte wird ab fünf wahlberechtigten Frauen gewählt, eine Stellvertreterin 
ab 20 wahlberechtigten Frauen. 

(3) Eine Verpflichtung des Leistungsträgers, Leistungen durch andere Leistungsanbieter zu 
ermöglichen, besteht nicht. 

(4) Für das Rechtsverhältnis zwischen dem anderen Leistungsanbieter und dem Menschen 
mit Behinderungen gilt § 221 entsprechend. 

§ 208 Zusatzurlaub 

(1) Schwerbehinderte Menschen haben Anspruch auf einen bezahlten zusätzlichen Urlaub 
von fünf Arbeitstagen im Urlaubsjahr; verteilt sich die regelmäßige Arbeitszeit des schwerbe-
hinderten Menschen auf mehr oder weniger als fünf Arbeitstage in der Kalenderwoche, erhöht 
oder vermindert sich der Zusatzurlaub entsprechend. Soweit tarifliche, betriebliche oder sons-
tige Urlaubsregelungen für schwerbehinderte Menschen einen längeren Zusatzurlaub vorse-
hen, bleiben sie unberührt. 

 

(2) Besteht die Schwerbehinderteneigenschaft nicht während des gesamten Kalenderjahres, 
so hat der schwerbehinderte Mensch für jeden vollen Monat der im Beschäftigungsverhältnis 
vorliegenden Schwerbehinderteneigenschaft einen Anspruch auf ein Zwölftel des Zusatzur-
laubs nach Absatz 1 Satz 1. Bruchteile von Urlaubstagen, die mindestens einen halben Tag 
ergeben, sind auf volle Urlaubstage aufzurunden. Der so ermittelte Zusatzurlaub ist dem Er-
holungsurlaub hinzuzurechnen und kann bei einem nicht im ganzen Kalenderjahr bestehen-
den Beschäftigungsverhältnis nicht erneut gemindert werden. 

 



 

 

(3) Wird die Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch nach § 152 Absatz 1 und 2 rückwir-
kend festgestellt, finden auch für die Übertragbarkeit des Zusatzurlaubs in das nächste Kalen-
derjahr die dem Beschäftigungsverhältnis zugrunde liegenden urlaubsrechtlichen Regelungen 
Anwendung. 

§ 219 Begriff und Aufgaben der Werkstatt für behinderte Menschen 

(1) Die Werkstatt für behinderte Menschen ist eine Einrichtung zur Teilhabe behinderter Men-
schen am Arbeitsleben im Sinne des Kapitels 10 des Teils 1 und zur Eingliederung in das 
Arbeitsleben. Sie hat denjenigen behinderten Menschen, die wegen Art oder Schwere der Be-
hinderung nicht, noch nicht oder noch nicht wieder auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt beschäf-
tigt werden können, 

1. eine angemessene berufliche Bildung und eine Beschäftigung zu einem ihrer Leistung an-
gemessenen Arbeitsentgelt aus dem Arbeitsergebnis anzubieten und 

2. zu ermöglichen, ihre Leistungs- oder Erwerbsfähigkeit zu erhalten, zu entwickeln, zu erhö-
hen oder wiederzugewinnen und dabei ihre Persönlichkeit weiterzuentwickeln. 

Sie fördert den Übergang geeigneter Personen auf den allgemeinen Arbeitsmarkt durch ge-
eignete Maßnahmen. Sie verfügt über ein möglichst breites Angebot an Berufsbildungs- und 
Arbeitsplätzen sowie über qualifiziertes Personal und einen begleitenden Dienst. Zum Angebot 
an Berufsbildungs- und Arbeitsplätzen gehören ausgelagerte Plätze auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt. Die ausgelagerten Arbeitsplätze werden zum Zwecke des Übergangs und als dau-
erhaft ausgelagerte Plätze angeboten. 

(2) Die Werkstatt steht allen behinderten Menschen im Sinne des Absatzes 1 unabhängig von 
Art oder Schwere der Behinderung offen, sofern erwartet werden kann, dass sie spätestens 
nach Teilnahme an Maßnahmen im Berufsbildungsbereich wenigstens ein Mindestmaß wirt-
schaftlich verwertbarer Arbeitsleistung erbringen werden. Dies ist nicht der Fall bei behinderten 
Menschen, bei denen trotz einer der Behinderung angemessenen Betreuung eine erhebliche 
Selbst- oder Fremdgefährdung zu erwarten ist oder das Ausmaß der erforderlichen Betreuung 
und Pflege die Teilnahme an Maßnahmen im Berufsbildungsbereich oder sonstige Umstände 
ein Mindestmaß wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung im Arbeitsbereich dauerhaft nicht 
zulassen. 

(3) Behinderte Menschen, die die Voraussetzungen für eine Beschäftigung in einer Werkstatt 
nicht erfüllen, sollen in Einrichtungen oder Gruppen betreut und gefördert werden, die der 
Werkstatt angegliedert sind. Die Betreuung und Förderung kann auch gemeinsam mit den 
Werkstattbeschäftigten in der Werkstatt erfolgen. Die Betreuung und Förderung soll auch An-
gebote zur Orientierung auf Beschäftigung enthalten. 

§ 221 Rechtsstellung und Arbeitsentgelt behinderter Menschen 

(1) Behinderte Menschen im Arbeitsbereich anerkannter Werkstätten stehen, wenn sie nicht 
Arbeitnehmer sind, zu den Werkstätten in einem arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnis, so-
weit sich aus dem zugrunde liegenden Sozialleistungsverhältnis nichts anderes ergibt. 

(2) Die Werkstätten zahlen aus ihrem Arbeitsergebnis an die im Arbeitsbereich beschäftigten 
behinderten Menschen ein Arbeitsentgelt, das sich aus einem Grundbetrag in Höhe des Aus-
bildungsgeldes, das die Bundesagentur für Arbeit nach den für sie geltenden Vorschriften be-
hinderten Menschen im Berufsbildungsbereich zuletzt leistet, und einem leistungsangemesse-
nen Steigerungsbetrag zusammensetzt. Der Steigerungsbetrag bemisst sich nach der indivi-
duellen Arbeitsleistung der behinderten Menschen, insbesondere unter Berücksichtigung von 
Arbeitsmenge und Arbeitsgüte. 



 

 

(3) Der Inhalt des arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnisses wird unter Berücksichtigung des 
zwischen den behinderten Menschen und dem Rehabilitationsträger bestehenden Sozialleis-
tungsverhältnisses durch Werkstattverträge zwischen den behinderten Menschen und dem 
Träger der Werkstatt näher geregelt. 

(4) Hinsichtlich der Rechtsstellung der Teilnehmer an Maßnahmen im Eingangsverfahren und 
im Berufsbildungsbereich gilt § 52 entsprechend. 

(5) Ist ein volljähriger behinderter Mensch gemäß Absatz 1 in den Arbeitsbereich einer aner-
kannten Werkstatt für behinderte Menschen im Sinne des § 219 aufgenommen worden und 
war er zu diesem Zeitpunkt geschäftsunfähig, so gilt der von ihm geschlossene Werkstattver-
trag in Ansehung einer bereits bewirkten Leistung und deren Gegenleistung, soweit diese in 
einem angemessenen Verhältnis zueinander stehen, als wirksam. 

(6) War der volljährige behinderte Mensch bei Abschluss eines Werkstattvertrages geschäfts-
unfähig, so kann der Träger einer Werkstatt das Werkstattverhältnis nur unter den Vorausset-
zungen für gelöst erklären, unter denen ein wirksamer Vertrag seitens des Trägers einer Werk-
statt gekündigt werden kann. 

(7) Die Lösungserklärung durch den Träger einer Werkstatt bedarf der schriftlichen Form und 
ist zu begründen. 

 

Sozialgesetzbuch (SGB) - Elftes Buch (XI) - Soziale Pflegeversicherung (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014) 

 

§ 55 Beitragssatz, Beitragsbemessungsgrenze 

(1) Der Beitragssatz beträgt bundeseinheitlich 2,55 Prozent der beitragspflichtigen Einnahmen 
der Mitglieder; er wird durch Gesetz festgesetzt. Für Personen, bei denen § 28 Abs. 2 Anwen-
dung findet, beträgt der Beitragssatz die Hälfte des Beitragssatzes nach Satz 1. 

(2) Beitragspflichtige Einnahmen sind bis zu einem Betrag von 1/360 der in § 6 Abs. 7 des 
Fünften Buches festgelegten Jahresarbeitsentgeltgrenze für den Kalendertag zu berücksichti-
gen (Beitragsbemessungsgrenze). 

(3) Der Beitragssatz nach Absatz 1 Satz 1 und 2 erhöht sich für Mitglieder nach Ablauf des 
Monats, in dem sie das 23. Lebensjahr vollendet haben, um einen Beitragszuschlag in Höhe 
von 0,25 Beitragssatzpunkten (Beitragszuschlag für Kinderlose). Satz 1 gilt nicht für Eltern im 
Sinne des § 56 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Abs. 3 Nr. 2 und 3 des Ersten Buches. Die Elternei-
genschaft ist in geeigneter Form gegenüber der beitragsabführenden Stelle, von Selbstzahlern 
gegenüber der Pflegekasse, nachzuweisen, sofern diesen die Elterneigenschaft nicht bereits 
aus anderen Gründen bekannt ist. Der Spitzenverband Bund der Pflegekassen gibt Empfeh-
lungen darüber, welche Nachweise geeignet sind. Erfolgt die Vorlage des Nachweises inner-
halb von drei Monaten nach der Geburt des Kindes, gilt der Nachweis mit Beginn des Monats 
der Geburt als erbracht, ansonsten wirkt der Nachweis ab Beginn des Monats, der dem Monat 
folgt, in dem der Nachweis erbracht wird. Nachweise für vor dem 1. Januar 2005 geborene 
Kinder, die bis zum 30. Juni 2005 erbracht werden, wirken vom 1. Januar 2005 an. Satz 1 gilt 
nicht für Mitglieder, die vor dem 1. Januar 1940 geboren wurden, für Wehr- und Zivildienstleis-
tende sowie für Bezieher von Arbeitslosengeld II. 

 

§ 57 Beitragspflichtige Einnahmen 

(1) Bei Mitgliedern der Pflegekasse, die in der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversi-
chert sind, gelten für die Beitragsbemessung die §§ 226 bis 232a, 233 bis 238 und § 244 des 
Fünften Buches sowie die §§ 23a und 23b Abs. 2 bis 4 des Vierten Buches. Bei Personen, die 
Arbeitslosengeld II beziehen, ist abweichend von § 232a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Fünften Bu-
ches das 0,2266fache der monatlichen Bezugsgröße zugrunde zu legen und sind abweichend 



 

 

von § 54 Absatz 2 Satz 2 die Beiträge für jeden Kalendermonat, in dem mindestens für einen 
Tag eine Mitgliedschaft besteht, zu zahlen; § 232a Absatz 1a des Fünften Buches gilt entspre-
chend. 

 

§ 59 Beitragstragung bei anderen Mitgliedern 

(1) Für die nach § 20 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 bis 12 versicherten Mitglieder der sozialen Pflege-
versicherung, die in der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversichert sind, gelten für die 
Tragung der Beiträge die § 250 Abs. 1 und 3 und § 251 des Fünften Buches sowie § 48 des 
Zweiten Gesetzes über die Krankenversicherung der Landwirte entsprechend; die Beiträge 
aus der Rente der gesetzlichen Rentenversicherung sind von dem Mitglied allein zu tragen. 
Bei Beziehern einer Rente nach dem Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte, die nach 
§ 20 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 versichert sind, und bei Beziehern von Produktionsaufgaberente oder 
Ausgleichsgeld, die nach § 14 Abs. 4 des Gesetzes zur Förderung der Einstellung der land-
wirtschaftlichen Erwerbstätigkeit versichert sind, werden die Beiträge aus diesen Leistungen 
von den Beziehern der Leistung allein getragen. 

 

 
 

Sozialgesetzbuch (SGB) Zwölftes Buch (XII) - Sozialhilfe - (Artikel 1 des Gesetzes vom 
27. Dezember 2003, BGBl. I S. 3022) 

§ 53 Leistungsberechtigte und Aufgabe 

(1) Personen, die durch eine Behinderung im Sinne von § 2 Abs. 1 Satz 1 des Neunten Buches 
wesentlich in ihrer Fähigkeit, an der Gesellschaft teilzuhaben, eingeschränkt oder von einer 
solchen wesentlichen Behinderung bedroht sind, erhalten Leistungen der Eingliederungshilfe, 
wenn und solange nach der Besonderheit des Einzelfalles, insbesondere nach Art oder 
Schwere der Behinderung, Aussicht besteht, dass die Aufgabe der Eingliederungshilfe erfüllt 
werden kann. Personen mit einer anderen körperlichen, geistigen oder seelischen Behinde-
rung können Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten. 

(2) Von einer Behinderung bedroht sind Personen, bei denen der Eintritt der Behinderung nach 
fachlicher Erkenntnis mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. Dies gilt für Personen, für 
die vorbeugende Gesundheitshilfe und Hilfe bei Krankheit nach den §§ 47 und 48 erforderlich 
ist, nur, wenn auch bei Durchführung dieser Leistungen eine Behinderung einzutreten droht. 

(3) Besondere Aufgabe der Eingliederungshilfe ist es, eine drohende Behinderung zu verhüten 
oder eine Behinderung oder deren Folgen zu beseitigen oder zu mildern und die behinderten 
Menschen in die Gesellschaft einzugliedern. Hierzu gehört insbesondere, den behinderten 
Menschen die Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft zu ermöglichen oder zu erleichtern, 
ihnen die Ausübung eines angemessenen Berufs oder einer sonstigen angemessenen Tätig-
keit zu ermöglichen oder sie so weit wie möglich unabhängig von Pflege zu machen. 

(4) Für die Leistungen zur Teilhabe gelten die Vorschriften des Neunten Buches, soweit sich 
aus diesem Buch und den auf Grund dieses Buches erlassenen Rechtsverordnungen nichts 
Abweichendes ergibt. Die Zuständigkeit und die Voraussetzungen für die Leistungen zur Teil-
habe richten sich nach diesem Buch. 

§ 60 Verordnungsermächtigung 

Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Best-
immungen über die Abgrenzung des leistungsberechtigten Personenkreises der behinderten 



 

 

Menschen, über Art und Umfang der Leistungen der Eingliederungshilfe sowie über das Zu-
sammenwirken mit anderen Stellen, die den Leistungen der Eingliederungshilfe entspre-
chende Leistungen durchführen, erlassen. 

 

 

§ 75 Einrichtungen und Dienste 

(1) Einrichtungen sind stationäre und teilstationäre Einrichtungen im Sinne von § 13. Die §§ 
75 bis 80 finden auch für Dienste Anwendung, soweit nichts Abweichendes bestimmt ist. 

(2) Zur Erfüllung der Aufgaben der Sozialhilfe sollen die Träger der Sozialhilfe eigene Einrich-
tungen nicht neu schaffen, soweit geeignete Einrichtungen anderer Träger vorhanden sind, 
ausgebaut oder geschaffen werden können. Vereinbarungen nach Absatz 3 sind nur mit Trä-
gern von Einrichtungen abzuschließen, die insbesondere unter Berücksichtigung ihrer Leis-
tungsfähigkeit und der Sicherstellung der Grundsätze des § 9 Abs. 1 zur Erbringung der Leis-
tungen geeignet sind. Geeignete Träger von Einrichtungen dürfen nur solche Personen be-
schäftigen oder ehrenamtliche Personen, die in Wahrnehmung ihrer Aufgaben Kontakt mit 
Leistungsberechtigten haben, mit Aufgaben betrauen, die nicht rechtskräftig wegen einer 
Straftat nach den §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184g, 225, 232 bis 233a, 
234, 235 oder 236 des Strafgesetzbuchs verurteilt worden sind. Die Träger von Einrichtungen 
sollen sich von Fach- und anderem Betreuungspersonal, die in Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
Kontakt mit Leistungsberechtigten haben, vor deren Einstellung oder Aufnahme einer dauer-
haften ehrenamtlichen Tätigkeit und während der Beschäftigungsdauer in regelmäßigen Ab-
ständen ein Führungszeugnis nach § 30a Absatz 1 des Bundeszentralregistergesetzes vorle-
gen lassen. Nimmt der Träger der Einrichtung Einsicht in ein Führungszeugnis nach § 30a 
Absatz 1 des Bundeszentralregistergesetzes, so speichert er nur den Umstand der Einsicht-
nahme, das Datum des Führungszeugnisses und die Information, ob die das Führungszeugnis 
betreffende Person wegen einer in Satz 3 genannten Straftat rechtskräftig verurteilt worden 
ist. Der Träger der Einrichtung darf diese Daten nur verändern und nutzen, soweit dies zur 
Prüfung der Eignung einer Person erforderlich ist. Die Daten sind vor dem Zugriff Unbefugter 
zu schützen. Sie sind im Anschluss an die Einsichtnahme unverzüglich zu löschen, wenn keine 
Tätigkeit für den Träger der Einrichtung aufgenommen wird. Im Falle der Ausübung einer Tä-
tigkeit für den Träger der Einrichtung sind sie spätestens drei Monate nach der letztmaligen 
Ausübung der Tätigkeit zu löschen. Sind Einrichtungen vorhanden, die in gleichem Maße ge-
eignet sind, hat der Träger der Sozialhilfe Vereinbarungen vorrangig mit Trägern abzuschlie-
ßen, deren Vergütung bei vergleichbarem Inhalt, Umfang und Qualität der Leistung nicht höher 
ist als die anderer Träger. 

(3) Wird die Leistung von einer Einrichtung erbracht, ist der Träger der Sozialhilfe zur Über-
nahme der Vergütung für die Leistung nur verpflichtet, wenn mit dem Träger der Einrichtung 
oder seinem Verband eine Vereinbarung über  

1. Inhalt, Umfang und Qualität der Leistungen (Leistungsvereinbarung), 

2. die Vergütung, die sich aus Pauschalen und Beträgen für einzelne Leistungsbereiche zu-
sammensetzt (Vergütungsvereinbarung) und 

3. die Prüfung der Wirtschaftlichkeit und Qualität der Leistungen (Prüfungsvereinbarung) 

besteht. Die Vereinbarungen müssen den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit 
und Leistungsfähigkeit entsprechen. Der Träger der Sozialhilfe kann die Wirtschaftlichkeit und 
Qualität der Leistung prüfen. 

(4) Ist eine der in Absatz 3 genannten Vereinbarungen nicht abgeschlossen, darf der Träger 
der Sozialhilfe Leistungen durch diese Einrichtung nur erbringen, wenn dies nach der Beson-
derheit des Einzelfalls geboten ist. Hierzu hat der Träger der Einrichtung ein Leistungsangebot 



 

 

vorzulegen, das die Voraussetzung des § 76 erfüllt, und sich schriftlich zu verpflichten, Leis-
tungen entsprechend diesem Angebot zu erbringen. Vergütungen dürfen nur bis zu der Höhe 
übernommen werden, wie sie der Träger der Sozialhilfe am Ort der Unterbringung oder in 
seiner nächsten Umgebung für vergleichbare Leistungen nach den nach Absatz 3 abgeschlos-
senen Vereinbarungen mit anderen Einrichtungen trägt. Für die Prüfung der Wirtschaftlichkeit 
und Qualität der Leistungen gelten die Vereinbarungsinhalte des Trägers der Sozialhilfe mit 
vergleichbaren Einrichtungen entsprechend. Der Träger der Sozialhilfe hat die Einrichtung 
über Inhalt und Umfang dieser Prüfung zu unterrichten. Absatz 5 gilt entsprechend. 

(5) Bei zugelassenen Pflegeeinrichtungen im Sinne des § 72 des Elften Buches richten sich 
Art, Inhalt, Umfang und Vergütung der ambulanten und teilstationären Pflegeleistungen sowie 
der Leistungen der Kurzzeitpflege und der vollstationären Pflegeleistungen sowie der Leistun-
gen bei Unterkunft und Verpflegung und der Zusatzleistungen in Pflegeheimen nach den Vor-
schriften des Achten Kapitels des Elften Buches, soweit nicht nach den Vorschriften des Sieb-
ten Kapitels weitergehende Leistungen zu erbringen sind. Satz 1 gilt nicht, soweit Vereinba-
rungen nach dem Achten Kapitel des Elften Buches nicht im Einvernehmen mit dem Träger 
der Sozialhilfe getroffen worden sind. Der Träger der Sozialhilfe ist zur Übernahme gesondert 
berechneter Investitionskosten nach § 82 Abs. 4 des Elften Buches nur verpflichtet, wenn hier-
über entsprechende Vereinbarungen nach dem Zehnten Kapitel getroffen worden sind. 

§ 140 Teilhabe am Arbeitsleben (entfallen zum 31.12.2019) 

(1) Leistungen zur Beschäftigung erhalten Personen nach § 53, die die Voraussetzungen nach 
§ 58 Absatz 1 Satz 1 des Neunten Buches erfüllen. 

(2) Leistungen zur Beschäftigung umfassen 

1. Leistungen im Arbeitsbereich anerkannter Werkstätten für behinderte Menschen nach den 
§§ 58 und 62 des Neunten Buches, 

2. Leistungen bei anderen Leistungsanbietern nach den §§ 60 und 62 des Neunten Buches 
sowie 

3. Leistungen bei privaten und öffentlichen Arbeitgebern nach § 61 des Neunten Buches. 

(3) Leistungen nach Absatz 2 umfassen auch Gegenstände und Hilfsmittel, die wegen der ge-
sundheitlichen Beeinträchtigung zur Aufnahme oder Fortsetzung der Beschäftigung erforder-
lich sind. Voraussetzung für eine Hilfsmittelversorgung ist, dass der Leistungsberechtigte das 
Hilfsmittel bedienen kann. Die Versorgung mit Hilfsmitteln schließt eine notwendige Unterwei-
sung im Gebrauch und eine notwendige Instandhaltung oder Änderung ein. Die Ersatzbe-
schaffung des Hilfsmittels erfolgt, wenn sie infolge der körperlichen Entwicklung der Leistungs-
berechtigten notwendig ist oder das Hilfsmittel aus anderen Gründen ungeeignet oder un-
brauchbar geworden ist. 

(4) Zu den Leistungen nach Absatz 2 Nummer 1 und 2 gehört auch das Arbeitsförderungsgeld 
nach § 59 des Neunten Buches. 

 

Verordnung nach § 60 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (Eingliederungshilfe-  
Verordnung) 
 

§ 1 Körperlich wesentlich behinderte Menschen 

Durch körperliche Gebrechen wesentlich in ihrer Teilhabefähigkeit eingeschränkt im Sinne des 
§ 53 Abs. 1 Satz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch sind  

1. Personen, deren Bewegungsfähigkeit durch eine Beeinträchtigung des Stütz- oder Bewe-
gungssystems in erheblichem Umfange eingeschränkt ist, 



 

 

2. Personen mit erheblichen Spaltbildungen des Gesichts oder des Rumpfes oder mit absto-
ßend wirkenden Entstellungen vor allem des Gesichts, 

3. Personen, deren körperliches Leistungsvermögen infolge Erkrankung, Schädigung oder 
Fehlfunktion eines inneren Organs oder der Haut in erheblichem Umfange eingeschränkt ist, 

4. Blinden oder solchen Sehbehinderten, bei denen mit Gläserkorrektion ohne besondere op-
tische Hilfsmittel 

a) auf dem besseren Auge oder beidäugig im Nahbereich bei einem Abstand von min-
destens 30 cm oder im Fernbereich eine Sehschärfe von nicht mehr als 0,3 besteht 

oder 

b) durch Buchstabe a nicht erfaßte Störungen der Sehfunktion von entsprechendem 
Schweregrad vorliegen, 

5. Personen, die gehörlos sind oder denen eine sprachliche Verständigung über das Gehör 
nur mit Hörhilfen möglich ist, 

6. Personen, die nicht sprechen können, Seelentauben und Hörstummen, Personen mit er-
heblichen Stimmstörungen sowie Personen, die stark stammeln, stark stottern oder deren 
Sprache stark unartikuliert ist. 

§ 2 Geistig wesentlich behinderte Menschen 

Geistig wesentlich behindert im Sinne des § 53 Abs. 1 Satz 1 des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch sind Personen, die infolge einer Schwäche ihrer geistigen Kräfte in erheblichem Um-
fange in ihrer Fähigkeit zur Teilhabe am Leben in der Gesellschaft eingeschränkt sind. 

§ 3 Seelisch wesentlich behinderte Menschen 

Seelische Störungen, die eine wesentliche Einschränkung der Teilhabefähigkeit im Sinne des 
§ 53 Abs. 1 Satz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch zur Folge haben können, sind  

1. körperlich nicht begründbare Psychosen, 

2. seelische Störungen als Folge von Krankheiten oder Verletzungen des Gehirns, von An-
fallsleiden oder von anderen Krankheiten oder körperlichen Beeinträchtigungen, 

3. Suchtkrankheiten, 

4. Neurosen und Persönlichkeitsstörungen. 

 

§ 17 Eingliederung in das Arbeitsleben 

(1) Zu der Hilfe im Sinne des § 54 Abs. 1 Satz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch in 
Verbindung mit den §§ 33 und 41 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch sowie der Hilfe im 
Sinne des § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch gehören auch die 
Hilfe zur Beschaffung von Gegenständen sowie andere Leistungen, wenn sie wegen der Be-
hinderung zur Aufnahme oder Fortsetzung einer angemessenen Beschäftigung im Arbeitsle-
ben erforderlich sind; für die Hilfe zur Beschaffung eines Kraftfahrzeuges ist § 8, für die Hilfe 
zur Beschaffung von Gegenständen, die zugleich Gegenstände im Sinne des § 9 Abs. 2 Nr. 
12 sind, ist § 9 maßgebend. Die Hilfe nach Satz 1 kann auch als Darlehen gewährt werden. 

(2) Hilfe in einer sonstigen Beschäftigungsstätte nach § 56 des Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch können behinderte Menschen erhalten, die mindestens die Voraussetzungen zur Auf-
nahme in einer Werkstatt für behinderte Menschen (§ 137 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch) erfüllen. 



 

 

Werkstättenverordnung (WVO)

§ 5 Arbeitsbereich 

(1) Die Werkstatt soll über ein möglichst breites Angebot an Arbeitsplätzen verfügen, um Art 
und Schwere der Behinderung, der unterschiedlichen Leistungsfähigkeit, Entwicklungsmög-
lichkeit sowie Eignung und Neigung der behinderten Menschen soweit wie möglich Rechnung 
zu tragen. 

(2) Die Arbeitsplätze sollen in ihrer Ausstattung soweit wie möglich denjenigen auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt entsprechen. Bei der Gestaltung der Plätze und der Arbeitsabläufe sind 
die besonderen Bedürfnisse der behinderten Menschen soweit wie möglich zu berücksichti-
gen, um sie in die Lage zu versetzen, wirtschaftlich verwertbare Arbeitsleistungen zu erbrin-
gen. Die Erfordernisse zur Vorbereitung für eine Vermittlung auf den allgemeinen Arbeitsmarkt 
sind zu beachten. 

(3) Zur Erhaltung und Erhöhung der im Berufsbildungsbereich erworbenen Leistungsfähigkeit 
und zur Weiterentwicklung der Persönlichkeit des behinderten Menschen sind arbeitsbeglei-
tend geeignete Maßnahmen durchzuführen. 

(4) Der Übergang von behinderten Menschen auf den allgemeinen Arbeitsmarkt ist durch ge-
eignete Maßnahmen zu fördern, insbesondere auch durch die Einrichtung einer Übergangs-
gruppe mit besonderen Förderangeboten, Entwicklung individueller Förderpläne sowie Ermög-
lichung von Trainingsmaßnahmen, Betriebspraktika und durch eine zeitweise Beschäftigung 
auf ausgelagerten Arbeitsplätzen. Dabei hat die Werkstatt die notwendige arbeitsbegleitende 
Betreuung in der Übergangsphase sicherzustellen und darauf hinzuwirken, daß der zuständige 
Rehabilitationsträger seine Leistungen und nach dem Ausscheiden des behinderten Men-
schen aus der Werkstatt das Integrationsamt, gegebenenfalls unter Beteiligung eines Integra-
tionsfachdienstes, die begleitende Hilfe im Arbeits- und Berufsleben erbringen. Die Werkstatt 
hat die Bundesagentur für Arbeit bei der Durchführung der vorbereitenden Maßnahmen in die 
Bemühungen zur Vermittlung auf den allgemeinen Arbeitsmarkt einzubeziehen. 

(5) Der Fachausschuss wird bei der Planung und Durchführung von Maßnahmen nach den 
Absätzen 3 und 4 beteiligt. Er gibt auf Vorschlag des Trägers der Werkstatt oder des zustän-
digen Rehabilitationsträgers in regelmäßigen Abständen, wenigstens einmal jährlich, gegen-
über dem zuständigen Rehabilitationsträger eine Stellungnahme dazu ab, welche behinderten 
Menschen für einen Übergang auf den allgemeinen Arbeitsmarkt in Betracht kommen und 
welche übergangsfördernden Maßnahmen dazu erforderlich sind. Im Übrigen gilt § 3 Abs. 3 
entsprechend. 

§ 6 Beschäftigungszeit 

(1) Die Werkstatt hat sicherzustellen, daß die behinderten Menschen im Berufsbildungs- und 
Arbeitsbereich wenigstens 35 und höchstens 40 Stunden wöchentlich beschäftigt werden kön-
nen. Die Stundenzahlen umfassen Erholungspausen und Zeiten der Teilnahme an Maßnah-
men im Sinne des § 5 Abs. 3. 

(2) Einzelnen behinderten Menschen ist eine kürzere Beschäftigungszeit zu ermöglichen, 
wenn es wegen Art oder Schwere der Behinderung oder zur Erfüllung des Erziehungsauftra-
ges notwendig erscheint. 

§ 9 Werkstattleiter, Fachpersonal zur Arbeits- und Berufsförderung 

(1) Die Werkstatt muß über die Fachkräfte verfügen, die erforderlich sind, um ihre Aufgaben 
entsprechend den jeweiligen Bedürfnissen der behinderten Menschen, insbesondere unter 
Berücksichtigung der Notwendigkeit einer individuellen Förderung von behinderten Menschen, 
erfüllen zu können. 

(2) Der Werkstattleiter soll in der Regel über einen Fachhochschulabschluß im kaufmänni-
schen oder technischen Bereich oder einen gleichwertigen Bildungsstand, über ausreichende 



 

 

Berufserfahrung und eine sonderpädagogische Zusatzqualifikation verfügen. Entsprechende 
Berufsqualifikationen aus dem sozialen Bereich reichen aus, wenn die zur Leitung einer Werk-
statt erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten im kaufmännischen und technischen Bereich 
anderweitig erworben worden sind. Die sonderpädagogische Zusatzqualifikation kann in an-
gemessener Zeit durch Teilnahme an geeigneten Fortbildungsmaßnahmen nachgeholt wer-
den. 

(3) Die Zahl der Fachkräfte zur Arbeits- und Berufsförderung im Berufsbildungs- und Arbeits-
bereich richtet sich nach der Zahl und der Zusammensetzung der behinderten Menschen so-
wie der Art der Beschäftigung und der technischen Ausstattung des Arbeitsbereichs. Das Zah-
lenverhältnis von Fachkräften zu behinderten Menschen soll im Berufsbildungsbereich 1:6, im 
Arbeitsbereich 1:12 betragen. Die Fachkräfte sollen in der Regel Facharbeiter, Gesellen oder 
Meister mit einer mindestens zweijährigen Berufserfahrung in Industrie oder Handwerk sein; 
sie müssen pädagogisch geeignet sein und über eine sonderpädagogische Zusatzqualifikation 
verfügen. Entsprechende Berufsqualifikationen aus dem pädagogischen oder sozialen Be-
reich reichen aus, wenn die für eine Tätigkeit als Fachkraft erforderlichen sonstigen Kenntnisse 
und Fähigkeiten für den Berufsbildungs- und Arbeitsbereich anderweitig erworben worden 
sind. Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. 

(4) Zur Durchführung des Eingangsverfahrens sollen Fachkräfte des Berufsbildungsbereichs 
und der begleitenden Dienste eingesetzt werden, sofern der zuständige Rehabilitationsträger 
keine höheren Anforderungen stellt. 

§ 10 Begleitende Dienste 

(1) Die Werkstatt muß zur pädagogischen, sozialen und medizinischen Betreuung der behin-
derten Menschen über begleitende Dienste verfügen, die den Bedürfnissen der behinderten 
Menschen gerecht werden. Eine erforderliche psychologische Betreuung ist sicherzustellen. § 
9 Abs. 1 gilt entsprechend. 

(2) Für je 120 behinderte Menschen sollen in der Regel ein Sozialpädagoge oder ein Sozial-
arbeiter zur Verfügung stehen, darüber hinaus im Einvernehmen mit den zuständigen Reha-
bilitationsträgern pflegerische, therapeutische und nach Art und Schwere der Behinderung 
sonst erforderliche Fachkräfte. 

(3) Die besondere ärztliche Betreuung der behinderten Menschen in der Werkstatt und die 
medizinische Beratung des Fachpersonals der Werkstatt durch einen Arzt, der möglichst auch 
die an einen Betriebsarzt zu stellenden Anforderungen erfüllen soll, müssen vertraglich sicher-
gestellt sein. 

§ 12 Wirtschaftsführung 

(1) Die Werkstatt muß nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen organisiert sein. Sie hat 
nach kaufmännischen Grundsätzen Bücher zu führen und eine Betriebsabrechnung in Form 
einer Kostenstellenrechnung zu erstellen. Sie soll einen Jahresabschluß erstellen. Zusätzlich 
sind das Arbeitsergebnis, seine Zusammensetzung im Einzelnen gemäß Absatz 4 und seine 
Verwendung auszuweisen. Die Buchführung, die Betriebsabrechnung und der Jahresab-
schluß einschließlich der Ermittlung des Arbeitsergebnisses, seine Zusammensetzung im Ein-
zelnen gemäß Absatz 4 und seiner Verwendung sind in angemessenen Zeitabständen in der 
Regel von einer Person zu prüfen, die als Prüfer bei durch Bundesgesetz vorgeschriebenen 
Prüfungen des Jahresabschlusses (Abschlußprüfer) juristischer Personen zugelassen ist. 
Weitergehende handelsrechtliche und abweichende haushaltsrechtliche Vorschriften über 
Rechnungs-, Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten sowie Prüfungspflichten bleiben un-
berührt. Über den zu verwendenden Kontenrahmen, die Gliederung des Jahresabschlusses, 
die Kostenstellenrechnung und die Zeitabstände zwischen den Prüfungen der Rechnungsle-
gung ist mit den zuständigen Rehabilitationsträgern Einvernehmen herzustellen. 

(2) Die Werkstatt muß über einen Organisations- und Stellenplan mit einer Funktionsbeschrei-
bung des Personals verfügen. 



 

 

(3) Die Werkstatt muß wirtschaftliche Arbeitsergebnisse anstreben, um an die im Arbeitsbe-
reich beschäftigten behinderten Menschen ein ihrer Leistung angemessenes Arbeitsentgelt im 
Sinne des § 219 Absatz 1 Satz 2 und § 221 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch zahlen zu 
können. 

(4) Arbeitsergebnis im Sinne des § 221 des Neunten Buches und der Vorschriften dieser Ver-
ordnung ist die Differenz aus den Erträgen und den notwendigen Kosten des laufenden Be-
triebs im Arbeitsbereich der Werkstatt. Die Erträge setzen sich zusammen aus den Umsatzer-
lösen, Zins- und sonstigen Erträgen aus der wirtschaftlichen Tätigkeit und den von den Reha-
bilitationsträgern erbrachten Kostensätzen. Notwendige Kosten des laufenden Betriebs sind 
die Kosten nach § 58 Absatz 3 Satz 2 und 3 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch im Rah-
men der getroffenen Vereinbarungen sowie die mit der wirtschaftlichen Betätigung der Werk-
statt in Zusammenhang stehenden notwendigen Kosten, die auch in einem Wirtschaftsunter-
nehmen üblicherweise entstehen und infolgedessen nach § 58 Absatz 3 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch von den Rehabilitationsträgern nicht übernommen werden, nicht hingegen 
die Kosten für die Arbeitsentgelte nach § 221 Absatz 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 
und das Arbeitsförderungsgeld nach § 59 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch. 

(5) Das Arbeitsergebnis darf nur für Zwecke der Werkstatt verwendet werden, und zwar für  

1. die Zahlung der Arbeitsentgelte nach § 221 Absatz 2 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch, in der Regel im Umfang von mindestens 70 vom Hundert des Arbeitsergebnisses, 

2. die Bildung einer zum Ausgleich von Ertragsschwankungen notwendigen Rücklage, höchs-
tens eines Betrages, der zur Zahlung der Arbeitsentgelte nach § 221 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch für sechs Monate erforderlich ist, 

3. Ersatz- und Modernisierungsinvestitionen in der Werkstatt, soweit diese Kosten nicht aus 
den Rücklagen auf Grund von Abschreibung des Anlagevermögens für solche Investitionen, 
aus Leistungen der Rehabilitationsträger oder aus sonstigen Einnahmen zu decken sind oder 
gedeckt werden. Kosten für die Schaffung und Ausstattung neuer Werk- und Wohnstätten-
plätze dürfen aus dem Arbeitsergebnis nicht bestritten werden. 

Abweichende handelsrechtliche Vorschriften über die Bildung von Rücklagen bleiben unbe-
rührt. 

(6) Die Werkstatt legt die Ermittlung des Arbeitsergebnisses nach Absatz 4 und dessen Ver-
wendung nach Absatz 5 gegenüber den beiden Anerkennungsbehörden nach § 225 Satz 2 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch auf deren Verlangen offen. Diese sind berechtigt, die 
Angaben durch Einsicht in die nach Absatz 1 zu führenden Unterlagen zu überprüfen. 

§ 13 Abschluss von schriftlichen Verträgen 

(1) Die Werkstätten haben mit den im Arbeitsbereich beschäftigten behinderten Menschen, 
soweit auf sie die für einen Arbeitsvertrag geltenden Rechtsvorschriften oder Rechtsgrund-
sätze nicht anwendbar sind, Werkstattverträge in schriftlicher Form abzuschließen, in denen 
das arbeitnehmerähnliche Rechtsverhältnis zwischen der Werkstatt und dem behinderten 
Menschen näher geregelt wird. Über die Vereinbarungen sind die zuständigen Rehabilitations-
träger zu unterrichten. 

(2) In den Verträgen nach Absatz 1 ist auch die Zahlung des Arbeitsentgelts im Sinne des § 
136 Abs. 1 Satz 2 und § 138 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch an die im Arbeitsbereich 
beschäftigten behinderten Menschen aus dem Arbeitsergebnis näher zu regeln. 

(3) (weggefallen) 

§ 14 Mitbestimmung, Mitwirkung, Frauenbeauftragte 

Die Werkstatt hat den Menschen mit Behinderungen im Sinne des § 13 Absatz 1 Satz 1 eine 
angemessene Mitbestimmung und Mitwirkung durch Werkstatträte sowie den Frauenbeauf-
tragten eine angemessene Interessenvertretung zu ermöglichen.  



 

Anlage 2: Werkstätten-Mitwirkungsverordnung (WMVO)

§ 1 Anwendungsbereich 

(1) Diese Verordnung gilt für die Mitbestimmung und die Mitwirkung der in § 221 Absatz 1 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch genannten Menschen mit Behinderungen (Werkstattbe-
schäftigte) in Werkstattangelegenheiten und die Interessenvertretung der in Werkstätten be-
schäftigten behinderten Frauen durch Frauenbeauftragte. 

(2) Diese Verordnung findet keine Anwendung auf Religionsgemeinschaften und ihre Einrich-
tungen, soweit sie eigene gleichwertige Regelungen getroffen haben. 

§ 2 Errichtung von Werkstatträten 

(1) Ein Werkstattrat wird in Werkstätten gewählt. 

(2) Rechte und Pflichten der Werkstatt sind solche des Trägers der Werkstatt. 

§ 3 Zahl der Mitglieder des Werkstattrats 

(1) Der Werkstattrat besteht in Werkstätten mit in der Regel  

1. bis zu 200 Wahlberechtigten aus drei Mitgliedern, 

2. 201 bis 400 Wahlberechtigten aus fünf Mitgliedern, 

3. 401 bis 700 Wahlberechtigten aus sieben Mitgliedern, 

4. 701 bis 1 000 Wahlberechtigten aus neun Mitgliedern, 

5. 1 001 bis 1 500 Wahlberechtigten aus elf Mitgliedern und 

6. mehr als 1 500 Wahlberechtigten aus 13 Mitgliedern. 

(2) Die Geschlechter sollen entsprechend ihrem zahlenmäßigen Verhältnis vertreten sein. 

§ 4 Allgemeine Aufgaben des Werkstattrats 

(1) Der Werkstattrat hat folgende allgemeine Aufgaben:  

1. darüber zu wachen, dass die zugunsten der Werkstattbeschäftigten geltenden Gesetze, 
Verordnungen, Unfallverhütungsvorschriften und mit der Werkstatt getroffenen Vereinbarun-
gen durchgeführt werden, vor allem, dass 

a) die auf das besondere arbeitnehmerähnliche Rechtsverhältnis zwischen den Werk-
stattbeschäftigten und der Werkstatt anzuwendenden arbeitsrechtlichen Vorschriften 
und Grundsätze, insbesondere über Beschäftigungszeit einschließlich Teilzeitbeschäf-
tigung sowie der Erholungspausen und Zeiten der Teilnahme an Maßnahmen zur Er-
haltung und Erhöhung der Leistungsfähigkeit und zur Weiterentwicklung der Persön-
lichkeit des Werkstattbeschäftigten, Urlaub, Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall, Ent-
geltzahlung an Feiertagen, Mutterschutz, Elternzeit, Persönlichkeitsschutz und Haf-
tungsbeschränkung, 

b) die in dem besonderen arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnis aufgrund der Für-
sorgepflicht geltenden Mitwirkungs- und Beschwerderechte und 

c) die Werkstattverträge 

von der Werkstatt beachtet werden; 

2. Maßnahmen, die dem Betrieb der Werkstatt und den Werkstattbeschäftigten dienen, bei der 
Werkstatt zu beantragen; 



 

 

3. Anregungen und Beschwerden von Werkstattbeschäftigten entgegenzunehmen und, falls 
sie berechtigt erscheinen, durch Verhandlungen mit der Werkstatt auf eine Erledigung hinzu-
wirken; er hat die betreffenden Werkstattbeschäftigten über den Stand und das Ergebnis der 
Verhandlungen zu unterrichten. 

Dabei hat er vor allem die Interessen besonders betreuungs- und förderungsbedürftiger Werk-
stattbeschäftigter zu wahren und die Durchsetzung der tatsächlichen Gleichstellung von 
Frauen und Männern zu fördern. 

(2) Werden in Absatz 1 Nr. 1 genannte Angelegenheiten zwischen der Werkstatt und einem 
oder einer Werkstattbeschäftigten erörtert, so nimmt auf dessen oder deren Wunsch ein Mit-
glied des Werkstattrats an der Erörterung teil. Es ist verpflichtet, über Inhalt und Gegenstand 
der Erörterung Stillschweigen zu bewahren, soweit es von dem oder der Werkstattbeschäftig-
ten im Einzelfall nicht von dieser Verpflichtung entbunden wird. 

(3) Der Werkstattrat berücksichtigt die Interessen der im Eingangsverfahren und im Berufsbil-
dungsbereich tätigen behinderten Menschen in angemessener und geeigneter Weise, solange 
für diese eine Vertretung nach § 52 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch nicht besteht. 

§ 5 Mitwirkung und Mitbestimmung 

(1) Der Werkstattrat hat in folgenden Angelegenheiten ein Mitwirkungsrecht:  

1. Darstellung und Verwendung des Arbeitsergebnisses, insbesondere Höhe der Grund- und 
Steigerungsbeträge, unter Darlegung der dafür maßgeblichen wirtschaftlichen und finanziellen 
Verhältnisse auch in leichter Sprache, 

2. Regelungen über die Verhütung von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten sowie über den 
Gesundheitsschutz im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften oder der Unfallverhütungsvor-
schriften, 

3. Weiterentwicklung der Persönlichkeit und Förderung des Übergangs auf den allgemeinen 
Arbeitsmarkt, 

4. Gestaltung von Arbeitsplätzen, Arbeitskleidung, Arbeitsablauf und Arbeitsumgebung, Ein-
führung neuer Arbeitsverfahren, 

5. dauerhafte Umsetzung Beschäftigter im Arbeitsbereich auf einen anderen Arbeitsplatz, 
wenn die Betroffenen eine Mitwirkung des Werkstattrates wünschen, 

6. Planung von Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie neuer technischer Anlagen, Ein-
schränkung, Stilllegung oder Verlegung der Werkstatt oder wesentlicher Teile der Werkstatt, 
grundlegende Änderungen der Werkstattorganisation und des Werkstattzwecks. 

(2) Der Werkstattrat hat in folgenden Angelegenheiten ein Mitbestimmungsrecht:  

1. Ordnung und Verhalten der Werkstattbeschäftigten im Arbeitsbereich einschließlich Aufstel-
lung und Änderung einer Werkstattordnung, 

2. Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit, Pausen, Zeiten für die Erhaltung und Erhöhung 
der Leistungsfähigkeit und zur Weiterentwicklung der Persönlichkeit, Verteilung der Arbeitszeit 
auf die einzelnen Wochentage und die damit zusammenhängende Regelung des Fahrdiens-
tes, vorübergehende Verkürzung oder Verlängerung der üblichen Arbeitszeit, 

3. Arbeitsentgelte, insbesondere Aufstellung und Änderung von Entlohnungsgrundsätzen, 
Festsetzung der Steigerungsbeträge und vergleichbarer leistungsbezogener Entgelte, Zeit, 
Ort und Art der Auszahlung sowie Gestaltung der Arbeitsentgeltbescheinigungen, 

4. Grundsätze für den Urlaubsplan, 

5. Verpflegung, 

6. Einführung und Anwendung technischer Einrichtungen, die dazu bestimmt sind, das Ver-
halten oder die Leistung der Werkstattbeschäftigten zu überwachen, 



 

 

7. Grundsätze für die Fort- und Weiterbildung,

8. Gestaltung von Sanitär- und Aufenthaltsräumen und 

9. soziale Aktivitäten der Werkstattbeschäftigten. 

(3) Die Werkstatt hat den Werkstattrat in den Angelegenheiten, in denen er ein Mitwirkungs-
recht oder ein Mitbestimmungsrecht hat, vor Durchführung der Maßnahme rechtzeitig, umfas-
send und in angemessener Weise zu unterrichten und anzuhören. Beide Seiten haben auf ein 
Einvernehmen hinzuwirken. Lässt sich Einvernehmen nicht herstellen, kann jede Seite die 
Vermittlungsstelle anrufen. 

(4) In Angelegenheiten der Mitwirkung nach Absatz 1 entscheidet die Werkstatt unter Berück-
sichtigung des Einigungsvorschlages endgültig. 

(5) Kommt in Angelegenheiten der Mitbestimmung nach Absatz 2 keine Einigung zustande 
und handelt es sich nicht um Angelegenheiten, die nur einheitlich für Arbeitnehmer und Werk-
stattbeschäftigte geregelt werden können und die Gegenstand einer Vereinbarung mit dem 
Betriebs- oder Personalrat oder einer sonstigen Mitarbeitervertretung sind oder sein sollen, 
entscheidet die Vermittlungsstelle endgültig. 

(6) Soweit Angelegenheiten im Sinne von Absatz 1 oder 2 nur einheitlich für Arbeitnehmer und 
Werkstattbeschäftigte geregelt werden können und soweit sie Gegenstand einer Vereinbarung 
mit dem Betriebs- oder Personalrat oder einer sonstigen Mitarbeitervertretung sind oder sein 
sollen, haben die Beteiligten auf eine einvernehmliche Regelung hinzuwirken. Die ergänzende 
Vereinbarung besonderer behindertenspezifischer Regelungen zwischen Werkstattrat und 
Werkstatt bleiben unberührt. Unberührt bleiben auch weitergehende, einvernehmlich verein-
barte Formen der Beteiligung in den Angelegenheiten des Absatzes 1. 

§ 6 Vermittlungsstelle 

(1) Die Vermittlungsstelle besteht aus einem oder einer unparteiischen, in Werkstattangele-
genheiten erfahrenen Vorsitzenden, auf den oder die sich Werkstatt und Werkstattrat einigen 
müssen, und aus je einem von der Werkstatt und vom Werkstattrat benannten Beisitzer oder 
einer Beisitzerin. Kommt eine Einigung nicht zustande, so schlagen die Werkstatt und der 
Werkstattrat je eine Person als Vorsitzenden oder Vorsitzende vor; durch Los wird entschie-
den, wer als Vorsitzender oder Vorsitzende tätig wird. 

(2) Die Vermittlungsstelle hat unverzüglich tätig zu werden. Sie entscheidet nach mündlicher 
Beratung mit Stimmenmehrheit. Die Beschlüsse der Vermittlungsstelle sind schriftlich nieder-
zulegen und von dem Vorsitzenden oder der Vorsitzenden zu unterschreiben. Werkstatt und 
Werkstattrat können weitere Einzelheiten des Verfahrens vor der Vermittlungsstelle vereinba-
ren. 

(3) Der Einigungsvorschlag der Vermittlungsstelle ersetzt in den Angelegenheiten nach § 5 
Absatz 1 sowie in den Angelegenheiten nach § 5 Absatz 2, die nur einheitlich für Arbeitnehmer 
und Werkstattbeschäftigte geregelt werden können, nicht die Entscheidung der Werkstatt. Bis 
dahin ist die Durchführung der Maßnahme auszusetzen. Das gilt auch in den Fällen des § 5 
Absatz 5 und 6. Fasst die Vermittlungsstelle in den Angelegenheiten nach § 5 Absatz 1 inner-
halb von zwölf Tagen keinen Beschluss für einen Einigungsvorschlag, gilt die Entscheidung 
der Werkstatt. 

§ 7 Unterrichtungsrechte des Werkstattrats 

(1) Der Werkstattrat ist in folgenden Angelegenheiten zu unterrichten:  

1. Beendigung des arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnisses zur Werkstatt, Versetzungen 
und Umsetzungen, 

2. Verlauf und Ergebnis der Eltern- und Betreuerversammlung, 

3. Einstellung, Versetzung und Umsetzung des Fachpersonals (Angehörige der begleitenden 
Dienste und die Fachkräfte zur Arbeits- und Berufsförderung) und des sonstigen Personals 
der Werkstatt. 



 

 

(2) Die Werkstatt hat den Werkstattrat in den Angelegenheiten, in denen er ein Unterrichtungs-
recht hat, rechtzeitig und umfassend unter Vorlage der erforderlichen Unterlagen zu unterrich-
ten. Die in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 einzuholende Stellungnahme des Fachausschus-
ses und die in diesem Rahmen erfolgende Anhörung des oder der Werkstattbeschäftigten 
bleiben unberührt. 

§ 8 Zusammenarbeit 

(1) Die Werkstatt, ihr Betriebs- oder Personalrat oder ihre sonstige Mitarbeitervertretung, die 
Schwerbehindertenvertretung, die Vertretung der Teilnehmer an Maßnahmen im Eingangs-
verfahren und im Berufsbildungsbereich nach § 36 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch, 
ein nach § 139 Abs. 4 Satz 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch errichteter Eltern- und 
Betreuerbeirat und der Werkstattrat arbeiten im Interesse der Werkstattbeschäftigten vertrau-
ensvoll zusammen. Die Werkstatt und der Werkstattrat können hierbei die Unterstützung der 
in der Werkstatt vertretenen Behindertenverbände und Gewerkschaften sowie der Verbände, 
denen die Werkstatt angehört, in Anspruch nehmen. 

(2) Werkstatt und Werkstattrat sollen in der Regel einmal im Monat zu einer Besprechung 
zusammentreten. Sie haben über strittige Fragen mit dem ernsten Willen zur Einigung zu ver-
handeln und Vorschläge für die Beilegung von Meinungsverschiedenheiten zu machen. 

§ 9 Werkstattversammlung 

Der Werkstattrat führt mindestens einmal im Kalenderjahr eine Versammlung der Werkstatt-
beschäftigten durch. Die in der Werkstatt für Versammlungen der Arbeitnehmer geltenden Vor-
schriften finden entsprechende Anwendung; Teil- sowie Abteilungsversammlungen sind zu-
lässig. Der Werkstattrat kann im Einvernehmen mit der Werkstatt in Werkstattangelegenheiten 
erfahrene Personen sowie behinderte Menschen, die an Maßnahmen im Eingangsverfahren 
oder im Berufsbildungsbereich teilnehmen, einladen. 

§ 10 Wahlberechtigung 

Wahlberechtigt sind alle Werkstattbeschäftigten, soweit sie keine Arbeitnehmer sind. 

§ 11 Wählbarkeit 

Wählbar sind alle Wahlberechtigten, die am Wahltag seit mindestens sechs Monaten in der 
Werkstatt beschäftigt sind. Zeiten des Eingangsverfahrens und der Teilnahme an Maßnahmen 
im Berufsbildungsbereich werden angerechnet. 

§ 12 Zeitpunkt der Wahlen zum Werkstattrat 

(1) Die regelmäßigen Wahlen zum Werkstattrat finden alle vier Jahre in der Zeit vom 1. Oktober 
bis 30. November statt, erstmals im Jahre 2001. Außerhalb dieser Zeit finden Wahlen statt, 
wenn  

1. die Gesamtzahl der Mitglieder nach Eintreten sämtlicher Ersatzmitglieder unter die vorge-
schriebene Zahl der Werkstattratmitglieder gesunken ist, 

2. der Werkstattrat mit der Mehrheit seiner Mitglieder seinen Rücktritt beschlossen hat, 

3. die Wahl des Werkstattrats mit Erfolg angefochten worden ist oder 

4. ein Werkstattrat noch nicht gewählt ist. 

(2) Hat außerhalb des für die regelmäßigen Wahlen festgelegten Zeitraumes eine Wahl zum 
Werkstattrat stattgefunden, so ist er in dem auf die Wahl folgenden nächsten Zeitraum der 
regelmäßigen Wahlen neu zu wählen. Hat die Amtszeit des Werkstattrats zu Beginn des für 
die nächsten regelmäßigen Wahlen festgelegten Zeitraumes noch nicht ein Jahr betragen, ist 
der Werkstattrat in dem übernächsten Zeitraum der regelmäßigen Wahlen neu zu wählen. 

§ 13 Bestellung des Wahlvorstandes 

(1) Spätestens zehn Wochen vor Ablauf seiner Amtszeit bestellt der Werkstattrat einen Wahl-
vorstand aus drei Wahlberechtigten oder sonstigen der Werkstatt angehörenden Personen 



 

 

und einen oder eine von ihnen als Vorsitzenden oder Vorsitzende. Dem Wahlvorstand muss 
mindestens eine wahlberechtigte Frau angehören. 

(2) Ist in der Werkstatt ein Werkstattrat nicht vorhanden, werden der Wahlvorstand und dessen 
Vorsitzender oder Vorsitzende in einer Versammlung der Wahlberechtigten gewählt. Die 
Werkstatt fördert die Wahl; sie hat zu dieser Versammlung einzuladen. Unabhängig davon 
können drei Wahlberechtigte einladen. 

§ 14 Aufgaben des Wahlvorstandes 

(1) Der Wahlvorstand bereitet die Wahl vor und führt sie durch. Die Werkstatt hat dem Wahl-
vorstand auf dessen Wunsch aus den Angehörigen des Fachpersonals eine Person seines 
Vertrauens zur Verfügung zu stellen, die ihn bei der Vorbereitung und Durchführung der Wahl 
unterstützt. Der Wahlvorstand kann in der Werkstatt Beschäftigte als Wahlhelfer oder Wahl-
helferinnen zu seiner Unterstützung bei der Durchführung der Stimmabgabe und bei der Stim-
menzählung bestellen. Die Mitglieder des Wahlvorstandes, die Vertrauensperson und die 
Wahlhelfer und Wahlhelferinnen haben die gleichen persönlichen Rechte und Pflichten wie die 
Mitglieder des Werkstattrats (§ 37). Die Vertrauensperson nimmt ihre Aufgabe unabhängig 
von Weisungen der Werkstatt wahr. 

(2) Die Beschlüsse des Wahlvorstandes werden mit Stimmenmehrheit seiner Mitglieder ge-
fasst. Über jede Sitzung des Wahlvorstandes ist eine Niederschrift aufzunehmen, die mindes-
tens den Wortlaut der gefassten Beschlüsse enthält. Die Niederschrift ist von dem Vorsitzen-
den oder der Vorsitzenden und einem weiteren Mitglied des Wahlvorstandes oder der Vertrau-
ensperson zu unterzeichnen. 

(3) Der Wahlvorstand hat die Wahl unverzüglich einzuleiten; sie soll spätestens eine Woche 
vor dem Tag stattfinden, an dem die Amtszeit des Werkstattrats abläuft. 

(4) Die Werkstatt unterstützt den Wahlvorstand bei der Erfüllung seiner Aufgaben. Sie gibt ihm 
insbesondere alle für die Anfertigung der Liste der Wahlberechtigten erforderlichen Auskünfte 
und stellt die notwendigen Unterlagen zur Verfügung. 

§ 15 Erstellung der Liste der Wahlberechtigten 

Der Wahlvorstand stellt eine Liste der Wahlberechtigten auf. Die Wahlberechtigten sollen mit 
dem Familiennamen und dem Vornamen, erforderlichenfalls dem Geburtsdatum, in alphabe-
tischer Reihenfolge aufgeführt werden. 

§ 16 Bekanntmachung der Liste der Wahlberechtigten 

Die Liste der Wahlberechtigten oder eine Abschrift ist unverzüglich nach Einleitung der Wahl 
bis zum Abschluss der Stimmabgabe an geeigneter Stelle zur Einsicht auszulegen. 

§ 17 Einspruch gegen die Liste der Wahlberechtigten 

(1) Wahlberechtigte und sonstige Beschäftigte, die ein berechtigtes Interesse an einer ord-
nungsgemäßen Wahl glaubhaft machen, können innerhalb von zwei Wochen seit Erlass des 
Wahlausschreibens (§ 18) beim Wahlvorstand Einspruch gegen die Richtigkeit der Liste der 
Wahlberechtigten einlegen. 

(2) Über Einsprüche nach Absatz 1 entscheidet der Wahlvorstand unverzüglich. Hält er den 
Einspruch für begründet, berichtigt er die Liste der Wahlberechtigten. Der Person, die den 
Einspruch eingelegt hat, wird die Entscheidung unverzüglich mitgeteilt; die Entscheidung muss 
ihr spätestens am Tag vor der Stimmabgabe zugehen. 

(3) Nach Ablauf der Einspruchsfrist soll der Wahlvorstand die Liste der Wahlberechtigten noch-
mals auf ihre Vollständigkeit hin überprüfen. Im Übrigen kann nach Ablauf der Einspruchsfrist 
die Liste der Wahlberechtigten nur bei Schreibfehlern, offenbaren Unrichtigkeiten, in Erledi-
gung rechtzeitig eingelegter Einsprüche oder bei Eintritt oder Ausscheiden eines Wahlberech-
tigten oder einer Wahlberechtigten bis zum Tage vor dem Beginn der Stimmabgabe berichtigt 
oder ergänzt werden. 



 

 

§ 18 Wahlausschreiben

(1) Spätestens sechs Wochen vor dem Wahltag erlässt der Wahlvorstand ein Wahlausschrei-
ben, das von dem oder der Vorsitzenden und mindestens einem weiteren Mitglied des Wahl-
vorstandes zu unterschreiben ist. Es muss enthalten:  

1. das Datum seines Erlasses, 

2. die Namen und Fotos der Mitglieder des Wahlvorstandes, 

3. die Voraussetzungen der Wählbarkeit zum Werkstattrat, 

4. den Hinweis, wo und wann die Liste der Wahlberechtigten und diese Verordnung zur Ein-
sicht ausliegen, 

5. den Hinweis, dass nur wählen kann, wer in die Liste der Wahlberechtigten eingetragen ist, 
und dass Einsprüche gegen die Liste der Wahlberechtigten nur vor Ablauf von zwei Wochen 
seit dem Erlass des Wahlausschreibens beim Wahlvorstand schriftlich oder zur Niederschrift 
eingelegt werden können; der letzte Tag der Frist ist anzugeben, 

6. die Aufforderung, Wahlvorschläge innerhalb von zwei Wochen nach Erlass des Wahlaus-
schreibens beim Wahlvorstand einzureichen; der letzte Tag der Frist ist anzugeben, 

7. die Mindestzahl von Wahlberechtigten, von denen ein Wahlvorschlag unterstützt werden 
muss (§ 19 Satz 2), 

8. den Hinweis, dass die Stimmabgabe an die Wahlvorschläge gebunden ist und dass nur 
solche Wahlvorschläge berücksichtigt werden dürfen, die fristgerecht (Nummer 6) eingereicht 
sind, 

9. die Bestimmung des Ortes, an dem die Wahlvorschläge bis zum Abschluss der Stimmab-
gabe durch Aushang oder in sonst geeigneter Weise bekannt gegeben werden, 

10. Ort, Tag und Zeit der Stimmabgabe, 

11. den Ort und die Zeit der Stimmauszählung und der Sitzung des Wahlvorstandes, in der 
das Wahlergebnis abschließend festgestellt wird, 

12. den Ort, an dem Einsprüche, Wahlvorschläge und sonstige Erklärungen gegenüber dem 
Wahlvorstand abzugeben sind. 

(2) Eine Abschrift oder ein Abdruck des Wahlausschreibens ist vom Tag seines Erlasses bis 
zum Wahltag an einer oder mehreren geeigneten, den Wahlberechtigten zugänglichen Stellen 
vom Wahlvorstand auszuhängen. 

§ 19 Wahlvorschläge 

Die Wahlberechtigten können innerhalb von zwei Wochen seit Erlass des Wahlausschreibens 
Vorschläge beim Wahlvorstand einreichen. Jeder Wahlvorschlag muss von mindestens drei 
Wahlberechtigten unterstützt werden. Der Wahlvorschlag bedarf der Zustimmung des Vorge-
schlagenen oder der Vorgeschlagenen. Der Wahlvorstand entscheidet über die Zulassung zur 
Wahl. 

§ 20 Bekanntmachung der Bewerber und Bewerberinnen 

Spätestens eine Woche vor Beginn der Stimmabgabe und bis zum Abschluss der Stimmab-
gabe macht der Wahlvorstand die Namen und Fotos oder anderes Bildmaterial der Bewerber 
und Bewerberinnen aus zugelassenen Wahlvorschlägen in alphabetischer Reihenfolge in glei-
cher Weise bekannt wie das Wahlausschreiben (§ 18 Abs. 2). 

§ 21 Stimmabgabe 

(1) Der Werkstattrat wird in geheimer und unmittelbarer Wahl nach den Grundsätzen der Mehr-
heitswahl gewählt. 

(2) Wer wahlberechtigt ist, kann seine Stimme nur für rechtswirksam vorgeschlagene Bewer-
ber oder Bewerberinnen abgeben. Jeder Wahlberechtigte und jede Wahlberechtigte hat so 



 

 

viele Stimmen, wie Mitglieder des Werkstattrats gewählt werden. Der Stimmzettel muss einen
Hinweis darauf enthalten, wie viele Bewerber im Höchstfall gewählt werden dürfen. Für jeden 
Bewerber oder jede Bewerberin kann nur eine Stimme abgegeben werden. 

(3) Das Wahlrecht wird durch Abgabe eines Stimmzettels in einem Wahlumschlag ausgeübt. 
Auf dem Stimmzettel sind die Bewerber in alphabetischer Reihenfolge unter Angabe von Fa-
milienname und Vorname, erforderlichenfalls des Geburtsdatums, sowie mit Foto oder ande-
rem Bildmaterial aufzuführen. Die Stimmzettel müssen sämtlich die gleiche Größe, Farbe, Be-
schaffenheit und Beschriftung haben. Das Gleiche gilt für die Wahlumschläge. 

(4) Bei der Stimmabgabe wird durch Ankreuzen an der im Stimmzettel jeweils vorgesehenen 
Stelle die von dem Wählenden oder von der Wählenden gewählte Person gekennzeichnet. 
Stimmzettel, auf denen mehr als die zulässige Anzahl der Bewerber oder Bewerberinnen ge-
kennzeichnet ist oder aus denen sich der Wille des Wählenden oder der Wählenden nicht 
zweifelsfrei ergibt, sind ungültig. 

(5) Ist für mehr als die Hälfte der Wahlberechtigten infolge ihrer Behinderung eine Stimmab-
gabe durch Abgabe eines Stimmzettels nach den Absätzen 3 und 4 überwiegend nicht mög-
lich, kann der Wahlvorstand eine andere Form der Ausübung des Wahlrechts beschließen. 

§ 22 Wahlvorgang 

(1) Der Wahlvorstand hat geeignete Vorkehrungen für die unbeobachtete Kennzeichnung der 
Stimmzettel im Wahlraum zu treffen und für die Bereitstellung einer Wahlurne zu sorgen. Die 
Wahlurne muss vom Wahlvorstand verschlossen und so eingerichtet sein, dass die eingewor-
fenen Stimmzettel nicht herausgenommen werden können, ohne dass die Urne geöffnet wird. 

(2) Während der Wahl müssen immer mindestens zwei Mitglieder des Wahlvorstandes im 
Wahlraum anwesend sein. Sind Wahlhelfer oder Wahlhelferinnen bestellt (§ 14 Abs. 1 Satz 3), 
genügt die Anwesenheit eines Mitgliedes des Wahlvorstandes und eines Wahlhelfers oder 
einer Wahlhelferin. 

(3) Der gekennzeichnete und in den Wahlumschlag gelegte Stimmzettel ist in die hierfür be-
reitgestellte Wahlurne einzuwerfen, nachdem die Stimmabgabe von einem Mitglied des Wahl-
vorstandes oder einem Wahlhelfer oder einer Wahlhelferin in der Liste der Wahlberechtigten 
vermerkt worden ist. 

(4) Wer infolge seiner Behinderung bei der Stimmabgabe beeinträchtigt ist, bestimmt eine Per-
son seines Vertrauens, die ihm bei der Stimmabgabe behilflich sein soll, und teilt dies dem 
Wahlvorstand mit. Personen, die sich bei der Wahl bewerben, Mitglieder des Wahlvorstandes, 
Vertrauenspersonen im Sinne des § 14 Abs. 1 Satz 2 sowie Wahlhelfer und Wahlhelferinnen 
dürfen nicht zur Hilfeleistung herangezogen werden. Die Hilfeleistung beschränkt sich auf die 
Erfüllung der Wünsche des Wählers oder der Wählerin zur Stimmabgabe; die Vertrauensper-
son darf gemeinsam mit dem Wähler oder der Wählerin die Wahlkabine aufsuchen. Die Ver-
trauensperson ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse von der Wahl einer anderen Person ver-
pflichtet, die sie bei der Hilfeleistung erlangt hat. Die Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend für 
Wähler und Wählerinnen, die des Lesens unkundig sind. 

(5) Nach Abschluss der Wahl ist die Wahlurne zu versiegeln, wenn die Stimmenauszählung 
nicht unmittelbar nach der Beendigung der Wahl durchgeführt wird. 

§ 23 Feststellung des Wahlergebnisses 

(1) Unverzüglich nach Abschluss der Wahl nimmt der Wahlvorstand öffentlich die Auszählung 
der Stimmen vor und stellt das Ergebnis fest. 

(2) Gewählt sind die Bewerber und Bewerberinnen, die die meisten Stimmen erhalten haben. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

(3) Der Wahlvorstand fertigt über das Ergebnis eine Niederschrift, die von dem Vorsitzenden 
oder der Vorsitzenden und mindestens einem weiteren Mitglied des Wahlvorstandes unter-
schrieben wird. Die Niederschrift muss die Zahl der abgegebenen gültigen und ungültigen 



 

 

Stimmzettel, die auf jeden Bewerber oder jede Bewerberin entfallenen Stimmenzahlen sowie 
die Namen der gewählten Bewerber und Bewerberinnen enthalten. 

§ 24 Benachrichtigung der Gewählten und Annahme der Wahl 

(1) Der Wahlvorstand benachrichtigt die zum Werkstattrat Gewählten unverzüglich von ihrer 
Wahl. Erklärt eine gewählte Person nicht innerhalb von drei Arbeitstagen nach Zugang der 
Benachrichtigung dem Wahlvorstand ihre Ablehnung der Wahl, ist sie angenommen. 

(2) Lehnt eine gewählte Person die Wahl ab, tritt an ihre Stelle der Bewerber oder die Bewer-
berin mit der nächsthöchsten Stimmenzahl. 

§ 25 Bekanntmachung der Gewählten 

Sobald die Namen der Mitglieder des Werkstattrats endgültig feststehen, macht der Wahlvor-
stand sie durch zweiwöchigen Aushang in gleicher Weise wie das Wahlausschreiben bekannt 
(§ 18 Abs. 2) und teilt sie unverzüglich der Werkstatt mit. 

§ 26 Aufbewahrung der Wahlunterlagen 

Die Wahlunterlagen, insbesondere die Niederschriften, Bekanntmachungen und Stimmzettel, 
werden vom Werkstattrat mindestens bis zum Ende der Wahlperiode aufbewahrt. 

§ 27 Wahlanfechtung 

(1) Die Wahl kann beim Arbeitsgericht angefochten werden, wenn gegen wesentliche Vor-
schriften über das Wahlrecht, die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren verstoßen worden ist 
und eine Berichtigung nicht erfolgt ist, es sei denn, dass durch den Verstoß das Wahlergebnis 
nicht geändert oder beeinflusst werden konnte. 

(2) Zur Anfechtung berechtigt sind mindestens drei Wahlberechtigte oder die Werkstatt. Die 
Wahlanfechtung ist nur binnen einer Frist von zwei Wochen, vom Tag der Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses an gerechnet, zulässig. 

§ 28 Wahlschutz und Wahlkosten 

(1) Niemand darf die Wahl des Werkstattrats behindern. Insbesondere dürfen Werkstattbe-
schäftigte in der Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts nicht beschränkt werden. 

(2) Niemand darf die Wahl des Werkstattrats durch Zufügung oder Androhung von Nachteilen 
oder durch Gewährung oder Versprechen von Vorteilen beeinflussen. 

(3) Die Kosten der Wahl trägt die Werkstatt. Versäumnis von Beschäftigungszeit, die zur Aus-
übung des Wahlrechts, zur Betätigung im Wahlvorstand oder zur Tätigkeit als Wahlhelfer oder 
Wahlhelferin erforderlich ist, berechtigt die Werkstatt nicht zur Minderung des Arbeitsentgeltes. 
Die Ausübung der genannten Tätigkeiten steht der Beschäftigung als Werkstattbeschäftigter 
gleich. 

§ 29 Amtszeit des Werkstattrats 

Die regelmäßige Amtszeit des Werkstattrats beträgt vier Jahre. Die Amtszeit beginnt mit der 
Bekanntgabe des Wahlergebnisses oder, wenn die Amtszeit des bisherigen Werkstattrats 
noch nicht beendet ist, mit deren Ablauf. Die Amtszeit des außerhalb des regelmäßigen Wahl-
zeitraumes gewählten Werkstattrats endet mit der Bekanntgabe des Wahlergebnisses des 
nach § 12 Abs. 2 neu gewählten Werkstattrats, spätestens jedoch am 30. November des maß-
gebenden Wahljahres. Im Falle des § 12 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 2 endet die Amtszeit des 
bestehenden Werkstattrats mit der Bekanntgabe des Wahlergebnisses des neu gewählten 
Werkstattrats. 

§ 30 Erlöschen der Mitgliedschaft im Werkstattrat; Ersatzmitglieder 

(1) Die Mitgliedschaft im Werkstattrat erlischt durch  

1. Ablauf der Amtszeit, 

2. Niederlegung des Amtes, 



 

 

3. Ausscheiden aus der Werkstatt,

4. Beendigung des arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnisses. 

(2) Scheidet ein Mitglied aus dem Werkstattrat aus, so rückt ein Ersatzmitglied nach. Dies gilt 
entsprechend für die Stellvertretung eines zeitweilig verhinderten Mitgliedes des Werkstattrats. 

(3) Die Ersatzmitglieder werden der Reihe nach aus den nicht gewählten Bewerbern und Be-
werberinnen der Vorschlagsliste entnommen. Die Reihenfolge bestimmt sich nach der Höhe 
der erreichten Stimmenzahlen. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

§ 31 Vorsitz des Werkstattrats 

(1) Der Werkstattrat wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden oder die Vorsitzende und die ihn 
oder sie vertretende Person. 

(2) Der Vorsitzende oder die Vorsitzende oder im Falle der Verhinderung die ihn oder sie ver-
tretende Person vertritt den Werkstattrat im Rahmen der von diesem gefassten Beschlüsse. 
Zur Entgegennahme von Erklärungen, die dem Werkstattrat gegenüber abzugeben sind, ist 
der Vorsitzende oder die Vorsitzende oder im Falle der Verhinderung die ihn oder sie vertre-
tende Person berechtigt. 

§ 32 Einberufung der Sitzungen 

(1) Innerhalb einer Woche nach dem Wahltag beruft der Vorsitzende oder die Vorsitzende des 
Wahlvorstandes den neu gewählten Werkstattrat zu der nach § 31 Abs. 1 vorgeschriebenen 
Wahl ein und leitet die Sitzung. 

(2) Die weiteren Sitzungen beruft der Vorsitzende oder die Vorsitzende des Werkstattrats ein, 
setzt die Tagesordnung fest und leitet die Verhandlung. Der Vorsitzende oder die Vorsitzende 
hat die Mitglieder des Werkstattrats und die Frauenbeauftragte rechtzeitig unter Mitteilung der 
Tagesordnung zu laden. 

(3) Der Vorsitzende oder die Vorsitzende hat eine Sitzung einzuberufen und den Gegenstand, 
dessen Beratung beantragt wird, auf die Tagesordnung zu setzen, wenn dies von der Werk-
statt beantragt wird. 

(4) Die Werkstatt nimmt an den Sitzungen, die auf ihr Verlangen anberaumt sind, und an den 
Sitzungen, zu denen sie ausdrücklich eingeladen worden ist, teil. 

§ 33 Sitzungen des Werkstattrats 

(1) Die Sitzungen des Werkstattrats finden in der Regel während der Beschäftigungszeit statt. 
Der Werkstattrat hat bei der Ansetzung der Sitzungen auf die Arbeitsabläufe in der Werkstatt 
Rücksicht zu nehmen. Die Werkstatt ist vom Zeitpunkt der Sitzung vorher zu verständigen. Die 
Sitzungen des Werkstattrats sind nicht öffentlich. 

(2) Der Werkstattrat kann die Vertrauensperson (§ 39 Abs. 3) und, wenn und soweit er es für 
erforderlich hält, ein Mitglied des Betriebs- oder Personalrats oder einer sonstigen Mitarbeiter-
vertretung, eine Schreibkraft oder, nach näherer Vereinbarung mit der Werkstatt, einen Beauf-
tragten oder eine Beauftragte einer in der Werkstatt vertretenen Gewerkschaft auf Antrag ei-
nes Viertels der Mitglieder des Werkstattrats, einen Vertreter oder eine Vertreterin eines Ver-
bandes im Sinne des § 8 Abs. 1 oder sonstige Dritte zu seinen Sitzungen hinzuziehen. Für sie 
gelten die Geheimhaltungspflicht sowie die Offenbarungs- und Verwertungsverbote gemäß § 
37 Abs. 6 entsprechend. 

§ 34 Beschlüsse des Werkstattrats 

(1) Die Beschlüsse des Werkstattrats werden mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden 
Mitglieder gefasst. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. 

(2) Der Werkstattrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder an der 
Beschlussfassung teilnimmt; Stellvertretung durch Ersatzmitglieder ist zulässig. 



 

 

§ 35 Sitzungsniederschrift

Über die Sitzungen des Werkstattrats ist eine Sitzungsniederschrift aufzunehmen, die mindes-
tens den Wortlaut der Beschlüsse und die Stimmenmehrheit, mit der sie gefasst wurden, ent-
hält. Die Niederschrift ist von dem Vorsitzenden oder von der Vorsitzenden und einem weiteren 
Mitglied oder der Vertrauensperson (§ 39 Abs. 3) zu unterzeichnen. Ihr ist eine Anwesenheits-
liste beizufügen. Hat die Werkstatt an der Sitzung teilgenommen, so ist ihr der entsprechende 
Teil der Niederschrift abschriftlich auszuhändigen. 

§ 36 Geschäftsordnung des Werkstattrats 

Der Werkstattrat kann sich für seine Arbeit eine schriftliche Geschäftsordnung geben, in der 
weitere Bestimmungen über die Geschäftsführung getroffen werden. 

§ 37 Persönliche Rechte und Pflichten der Mitglieder des Werkstattrats 

(1) Die Mitglieder des Werkstattrats führen ihr Amt unentgeltlich als Ehrenamt. 

(2) Sie dürfen in der Ausübung ihres Amtes nicht behindert oder wegen ihres Amtes nicht 
benachteiligt oder begünstigt werden; dies gilt auch für ihre berufliche Entwicklung. 

(3) Sie sind von ihrer Tätigkeit ohne Minderung des Arbeitsentgeltes zu befreien, wenn und 
soweit es zur Durchführung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Die Werkstattratstätigkeit steht der 
Werkstattbeschäftigung gleich. In Werkstätten mit wenigstens 200 Wahlberechtigten ist der 
Vorsitzende oder die Vorsitzende des Werkstattrats auf Verlangen von der Tätigkeit freizustel-
len, in Werkstätten mit mehr als 700 Wahlberechtigten auch die Stellvertretung. Die Befreiung 
nach den Sätzen 1 und 3 erstreckt sich nicht auf Maßnahmen nach § 5 Abs. 3 der Werkstätten-
verordnung. 

(4) Absatz 3 Satz 1 gilt entsprechend für die Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstal-
tungen, soweit diese Kenntnisse vermitteln, die für die Arbeit des Werkstattrats erforderlich 
sind. Unbeschadet von Satz 1 hat jedes Mitglied des Werkstattrats während seiner regelmä-
ßigen Amtszeit Anspruch auf Freistellung ohne Minderung des Arbeitsentgeltes für insgesamt 
15 Tage zur Teilnahme an solchen Schulungs- und Bildungsveranstaltungen; der Anspruch 
erhöht sich für Werkstattbeschäftigte, die erstmals das Amt eines Mitgliedes des Werkstattrats 
übernehmen, auf 20 Tage. 

(5) Bei Streitigkeiten in Angelegenheiten der Absätze 3 und 4 kann die Vermittlungsstelle an-
gerufen werden. § 6 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. Der Rechtsweg zu den Arbeitsgerichten 
bleibt unberührt. 

(6) Die Mitglieder des Werkstattrats sind verpflichtet,  

1. über ihnen wegen ihres Amtes bekannt gewordene persönliche Verhältnisse und Angele-
genheiten von Werkstattbeschäftigten, die ihrer Bedeutung oder ihrem Inhalt nach einer ver-
traulichen Behandlung bedürfen, Stillschweigen zu bewahren und 

2. ihnen wegen ihres Amtes bekannt gewordene und von der Werkstatt ausdrücklich als ge-
heimhaltungsbedürftig bezeichnete Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse nicht zu offenbaren 
und nicht zu verwerten. 

Die Pflichten gelten auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt. Sie gelten nicht gegenüber 
den Mitgliedern des Werkstattrats und der Vertrauensperson (§ 39 Abs. 3) sowie im Verfahren 
vor der Vermittlungsstelle. 

§ 38 Sprechstunden 

(1) Der Werkstattrat kann während der Beschäftigungszeit Sprechstunden einrichten. Zeit und 
Ort sind mit der Werkstatt zu vereinbaren. 

(2) Versäumnis von Beschäftigungszeit, die zum Besuch der Sprechstunden oder durch sons-
tige Inanspruchnahme des Werkstattrats erforderlich ist, berechtigt die Werkstatt nicht zur Min-
derung des Arbeitsentgeltes der Werkstattbeschäftigten. Diese Zeit steht der Werkstattbe-
schäftigung gleich. 



 

 

§ 39 Kosten und Sachaufwand des Werkstattrats

(1) Die durch die Tätigkeit des Werkstattrats entstehenden Kosten trägt die Werkstatt. Das 
Gleiche gilt für die Kosten, die durch die Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltun-
gen nach § 37 Absatz 4 oder durch die Interessenvertretung auf Bundes- oder Landesebene 
entstehen. 

(2) Für die Sitzungen, die Sprechstunden und die laufende Geschäftsführung hat die Werkstatt 
in erforderlichem Umfang Räume, sächliche Mittel und eine Bürokraft zur Verfügung zu stellen. 

(3) Die Werkstatt hat dem Werkstattrat auf dessen Wunsch eine Person seines Vertrauens zur 
Verfügung zu stellen, die ihn bei seiner Tätigkeit unterstützt. Die Vertrauensperson nimmt ihre 
Aufgabe unabhängig von Weisungen der Werkstatt wahr. Die Werkstatt hat sie bei der Erfül-
lung ihrer Aufgabe zu fördern. Für die Vertrauensperson gilt § 37 entsprechend. 

§ 39a Aufgaben und Rechtsstellung 

(1) Die Frauenbeauftragte vertritt die Interessen der in der Werkstatt beschäftigten behinderten 
Frauen gegenüber der Werkstattleitung, insbesondere in den Bereichen Gleichstellung von 
Frauen und Männern, Vereinbarkeit von Familie und Beschäftigung sowie Schutz vor körper-
licher, sexueller und psychischer Belästigung oder Gewalt. Werkstattleitung und Frauenbeauf-
tragte sollen in der Regel einmal im Monat zu einer Besprechung zusammentreten. 

(2) Über Maßnahmen, die Auswirkungen in den in Absatz 1 genannten Bereichen haben kön-
nen, unterrichtet die Werkstattleitung die Frauenbeauftragte rechtzeitig, umfassend und in an-
gemessener Weise. Beide Seiten erörtern diese Maßnahmen mit dem Ziel des Einverneh-
mens. Lässt sich ein Einvernehmen nicht herstellen, kann jede Seite die Vermittlungsstelle 
anrufen. Die Werkstatt entscheidet unter Berücksichtigung des Einigungsvorschlages endgül-
tig. 

(3) Die Frauenbeauftragte hat das Recht, an den Sitzungen des Werkstattrates und an den 
Werkstattversammlungen (§ 9) teilzunehmen und dort zu sprechen. 

(4) Die Stellvertreterinnen vertreten die Frauenbeauftragte im Verhinderungsfall. Darüber hin-
aus kann die Frauenbeauftragte ihre Stellvertreterinnen zu bestimmten Aufgaben heranzie-
hen. 

(5) Die Frauenbeauftragte und ihre Stellvertreterinnen sind von ihrer Tätigkeit ohne Minderung 
des Arbeitsentgeltes zu befreien, wenn und soweit es zur Durchführung ihrer Aufgaben erfor-
derlich ist. Die Tätigkeit steht der Werkstattbeschäftigung gleich. In Werkstätten mit mehr als 
200 wahlberechtigten Frauen ist die Frauenbeauftragte auf Verlangen von der Tätigkeit freizu-
stellen, in Werkstätten mit mehr als 700 wahlberechtigten Frauen auch die erste Stellvertrete-
rin. Die Befreiung nach den Sätzen 1 und 3 erstreckt sich nicht auf Maßnahmen nach § 5 
Absatz 3 der Werkstättenverordnung. Im Übrigen gelten § 37 Absatz 1 und 2, 4 bis 6 sowie 
die §§ 38 und 39 für die Frauenbeauftragte und die Stellvertreterinnen entsprechend. 

§ 39b Wahlen und Amtszeit 

(1) Die Wahlen der Frauenbeauftragten und der Stellvertreterinnen sollen zusammen mit den 
Wahlen zum Werkstattrat stattfinden. Wahlberechtigt sind alle Frauen, die auch zum Werk-
stattrat wählen dürfen (§ 10). Wählbar sind alle Frauen, die auch in den Werkstattrat gewählt 
werden können (§ 11). 

(2) Wird zeitgleich der Werkstattrat gewählt, soll der Wahlvorstand für die Wahl des Werk-
stattrates auch die Wahl der Frauenbeauftragten und ihrer Stellvertreterinnen vorbereiten und 
durchführen. Anderenfalls beruft die Werkstatt eine Versammlung der wahlberechtigten 
Frauen ein, in der ein Wahlvorstand und dessen Vorsitzende gewählt werden. Auch drei wahl-
berechtigte Frauen können zu dieser Versammlung einladen. Für die Vorbereitung und Durch-
führung der Wahl gelten die §§ 14 bis 28 entsprechend. 

(3) Für die Amtszeit der Frauenbeauftragten und ihrer Stellvertreterinnen gilt § 29 entspre-
chend. Das Amt der Frauenbeauftragten und ihrer Stellvertreterinnen erlischt mit Ablauf der 



 

 

Amtszeit, Niederlegung des Amtes, Ausscheiden aus der Werkstatt, Beendigung des arbeit-
nehmerähnlichen Rechtsverhältnisses oder erfolgreicher Wahlanfechtung. 

§ 39c Vorzeitiges Ausscheiden 

(1) Scheidet die Frauenbeauftragte vor dem Ablauf der Amtszeit aus dem Amt aus, wird die 
erste Stellvertreterin zur Frauenbeauftragten. 

(2) Scheidet eine Stellvertreterin vorzeitig aus ihrem Amt aus, rückt die nächste Stellvertreterin 
beziehungsweise aus der Vorschlagsliste die Bewerberin mit der nächsthöheren Stimmenzahl 
nach. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

(3) Können die Ämter der Frauenbeauftragten und der Stellvertreterinnen aus der Vorschlags-
liste nicht mehr besetzt werden, erfolgt eine außerplanmäßige Wahl der Frauenbeauftragten 
und der Stellvertreterinnen. 

(4) Hat außerhalb des für die regelmäßigen Wahlen festgelegten Zeitraumes eine Wahl zu den 
Ämtern der Frauenbeauftragten und ihrer Stellvertreterinnen stattgefunden, so sind sie in dem 
auf die Wahl folgenden nächsten Zeitraum der regelmäßigen Wahlen neu zu wählen. Hat die 
Amtszeit zu Beginn des für die nächsten regelmäßigen Wahlen festgelegten Zeitraumes noch 
nicht ein Jahr betragen, sind die Frauenbeauftragte und ihre Stellvertreterinnen in dem über-
nächsten Zeitraum der regelmäßigen Wahlen neu zu wählen. 

§ 40 Amtszeit der bestehenden Werkstatträte 

Die Amtszeit der zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung bereits bestehenden 
Werkstatträte endet am Tag der Bekanntgabe des Wahlergebnisses der erstmaligen regelmä-
ßigen Wahl eines Werkstattrats nach den Bestimmungen dieser Verordnung, spätestens je-
doch am 30. November 2001. § 13 gilt entsprechend. 

§ 41 Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2001 in Kraft. 



 

Anlage 3: Auszüge aus dem Rahmenvertrag nach § 79 Abs. 1 SGB XII für den Freistaat
Sachsen 

II. Leistungsvereinbarung 

§ 2 Grundsatz 

Inhalt, Umfang und Qualität der Leistungen werden zwischen dem Träger der Einrichtung 
oder seinem Verband und dem Sozialhilfeträger nach Maßgabe dieses Rahmenvertrages 
vereinbart. Für jede Einrichtung ist eine Vereinbarung nach § 75 Abs. 3 SGB XII gesondert 
abzuschließen. 

§ 3 Art der Leistung 

(1) Für die Hilfen nach SGB XII werden in diesem Rahmenvertrag differenziert nach Ziel-
gruppen Leistungstypen gebildet. Der Katalog der landesweit vereinbarten Leistungs-
typen mit den entsprechenden Leistungsbeschreibungen (wird in Anlage 1 geregelt) ist 
Bestandteil des Rahmenvertrages. Leistungstypen sind in Bezug auf die wesentlichen 
Leistungsmerkmale (Zielgruppe, Ziel, Art, Inhalt und Umfang der Leistung, personelle 
und sächliche Ausstattung sowie Leistungs- und Qualitätsanforderungen) typisierte 
Leistungsangebote. Ein Leistungstyp ist wesentlich durch den spezifischen Hilfebedarf 
einer bestimmten Zielgruppe definiert. Zielgruppen sind Gruppen von Leistungsberech-
tigten mit qualitativ vergleichbarem Hilfebedarf, der durch gleiche oder ähnliche Leis-
tungen gedeckt werden kann bzw. muss. 

(2) Zur Vorbereitung der Leistungsvereinbarung stellt die Einrichtung ihr Leistungsangebot 
aufbauend auf ihrer Konzeption dar. 

(3) Unter Berücksichtigung der Systematik der Leistungstypen definiert die Einrichtung ihr 
konkretes Leistungsangebot, das sie mit dem Träger der Sozialhilfe vereinbaren will. 

Als Ergebnis der Verhandlungen hierüber sind folgende Konstellationen denkbar: 

1. Die vereinbarten Leistungen der Einrichtung entsprechen einem oder mehreren ein-
richtungsübergreifend vereinbarten Leistungstypen (Anlage 1). 

2. Die vereinbarten Leistungen können zwar grundsätzlich einrichtungsübergreifend 
vereinbarten Leistungstypen zugeordnet werden, beinhalten aber Abweichungen. 

3. Entsprechen die vereinbarten Leistungen keinem einrichtungsübergreifend verein-
barten Leistungstyp, kann hierfür ein eigenständiger Leistungstyp vereinbart wer-
den. 

(4) Die Beschreibung neuer Leistungstypen und die Aufnahme in den Rahmenvertrag er-
folgt durch die Kommission nach Abschnitt V. Die in der Anlage 1 festgelegten Leis-
tungstypen können jährlich überprüft und aufgrund der Entwicklungen ggf. aktualisiert, 
aufgehoben oder ergänzt werden. 

(5) Ist bei vereinbarten Leistungstypen eine weitere Differenzierung nach Gruppen für 
Leistungsberechtigte mit quantitativ vergleichbarem Hilfebedarf erforderlich, sollen 
eine Basisgruppe und Ergänzungsgruppen vorgesehen werden. Die Basisgruppe soll 
den überwiegenden Teil der Leistungsberechtigten im jeweiligen Leistungstyp umfas-
sen. 

(6) Zur Ermittlung des individuellen Hilfebedarfs und zur Gruppenbildung werden zwischen 
den Vertragsparteien geeignete empirische Verfahren vereinbart. Dabei sollen für die 
Zuordnung zu den einzelnen Gruppen Elemente der Plausibilität erhoben werden, die 
auch extern nachvollziehbar sind. 

Die Zuständigkeit für die Ermittlung des individuellen Hilfebedarfs liegt beim Sozialhil-
feträger. 

Festlegungen zur Durchführung vereinbarter Verfahren werden durch die Kommission 



 

 

nach Abschnitt V getroffen.

Bei der Durchführung des Verfahrens zur Ermittlung des individuellen Hilfebedarfs sind 
der Leistungsberechtigte, sein gesetzlicher Vertreter und ggf. die entsprechenden Er-
fahrungen und Beurteilungen der betreuenden Einrichtung einzubeziehen. 

Auf der Grundlage dieser Ergebnisse entscheidet der Träger der Sozialhilfe über die 
Anspruchsberechtigung sowie die Zuordnung zur maßgeblichen Hilfebedarfsgruppe. 

(7) Sind für Leistungsberechtigte trotz Differenzierung nach Leistungstypen und Hilfebe-
darfsgruppen im Einzelfall Leistungen erforderlich, die vom vereinbarten Leistungsum-
fang einer Einrichtung abweichen, kann einzelfallbezogen eine gesonderte Vereinba-
rung abgeschlossen werden. 

§ 4 Personenkreis 

(1) In der Leistungsvereinbarung ist der von der Einrichtung zu betreuende Personenkreis 
festzulegen. 

(2) Die Vereinbarung bezieht sich auf Personen, die nach Feststellung des Trägers der 
Sozialhilfe Anspruch auf Leistungen im Rahmen der Hilfe zum Lebensunterhalt oder 
der Hilfe in besonderen Lebenslagen in und durch Einrichtungen haben. 

(3) Die Einrichtung verpflichtet sich gem. § 76 Abs. 1 Satz 2 SGB XII im Rahmen des 
vereinbarten Leistungsangebotes und der vereinbarten Kapazität Leistungsberechtigte 
aufzunehmen und/oder zu betreuen. 

§ 5 Leistungsgrundsätze und Umfang 

(1) Das Leistungsangebot der Einrichtung ist auf der Grundlage ihrer Konzeption nach Art, 
Inhalt, Umfang und Qualität darauf auszurichten, die Leistungsberechtigten nach Maß-
gabe ihres Bedarfs fachlich qualifiziert zu fördern und zu betreuen. Dies gilt analog für 
die bedarfsgerechte Ausgestaltung der Hilfe im Einzelfall. 

(2) Die vereinbarten Leistungen müssen ausreichend, zweckmäßig und wirtschaftlich sein 
und dürfen das Maß des Notwendigen nicht überschreiten. 

Dem Umfang nach ausreichend sind die Leistungen dann, wenn der sozialhilferechtlich 
anzuerkennende Bedarf jedes Leistungsberechtigten in der Maßnahme vollständig ge-
deckt werden kann. 

Zweckmäßig sind Leistungen dann, wenn sie geeignet sind, die für die Leistungen kon-
kretisierten Aufgaben und Ziele im Rahmen der Sozialhilfe zu erfüllen. Dabei ist der 
Stand der wissenschaftlichen und fachlichen Erkenntnisse zu berücksichtigen. 

Notwendig sind Leistungen dann, wenn ohne sie bzw. ohne qualitativ oder quantitativ 
vergleichbare Leistungen die Aufgaben und Ziele der Leistungen im Rahmen der So-
zialhilfe nicht erfüllt werden können. 

Ausreichende, zweckmäßige und notwendige Leistungen sind dann wirtschaftlich, 
wenn sie in der vereinbarten Qualität zu einem vertretbaren Aufwand erbracht werden. 

(3) Die Einrichtung gestaltet die jeweils individuell notwendige, bedarfsgerechte Hilfe im 
Rahmen des maßnahmebezogen festgelegten Leistungsrahmens. 

Die Grundlagen bilden: 

a) ggf. der Gesamtplan zur Durchführung der Maßnahme gemäß §§ 58, 68 SGB XII, 

b) der individuelle Hilfeplan, der von der Einrichtung in Zusammenarbeit mit dem Leis-
tungsberechtigten (bzw. Vertrauensperson, gesetzlicher Vertreter) aufgestellt, 
überprüft und fortgeschrieben wird sowie Leistungsabsprachen nach § 12 SGB XII. 

 

 



 

 

§ 6 Inhalt der Leistung

Die Leistung beinhaltet: 

 die Grundleistung (Unterkunft und Verpflegung), 

 die Maßnahmen (insbesondere Betreuung, Förderung und Pflege), sowie 

 die Bereitstellung der betriebsnotwendigen Anlagen (räumliche Ausstattung). 

§ 7 Unterkunft und Verpflegung 

(1) Die Leistungen im Rahmen von Unterkunft und Verpflegung beinhalten, sofern die Leis-
tungsvereinbarung für die jeweilige Maßnahme nicht abweichende Regelungen vor-
sieht, Leistungen in folgenden Bereichen: 

a) Wohnraum, Gemeinschafts- und Funktionsräume, 

- Bereitstellung von Wohn-, Gemeinschafts- und Funktionsräumen, 

- Möblierung und Ausstattung des individuellen Wohnraumes, 
der Gemeinschafts- und Funktionsräume sowie der Verkehrs-
flächen, 

b) Verpflegung, 

- Zubereitung und Bereitstellung von Getränken und Speisen, 

c) Hausreinigung, 

- Reinigung und Pflege des individuellen Wohnraumes, der Gemein-
schafts- und Funktionsräume sowie der Verkehrsflächen, 

d) Wäscheversorgung, 

- Reinigung und Pflege der maschinenwaschbaren persönlichen Leibwä-
sche, der Bekleidung und hauseigenen Wäsche, 

- Instandhaltung von Wäsche und Bekleidung, 

e) Haustechnischer Dienst, 

- Wartung der Wohnräume, Gemeinschafts- und Funktionsräume, der Ge-
bäude, Außenanlagen sowie der technischen Anlagen und der Ausstattung 
der Einrichtungen und Dienste 

- Sicherung der Ver- und Entsorgung mit Wasser, Energie und Abfall. 

(2) Zu den Leistungen Unterkunft und Verpflegung gehören auch anteilige Leistungs- und 
Verwaltungsaufgaben, die für den Betrieb der Einrichtung erforderlich sind. 

(3) Sofern Leistungsvereinbarungen abweichende Regelungen vorsehen, insbesondere 
für ambulante Dienste und sonstige Einrichtungen, sind die in den Absätzen 1 und 2 
beschriebenen Leistungen entsprechend den Besonderheiten der Einrichtungen zuzu-
ordnen. 

§ 8 Personelle Ausstattung 

(1) Zahl, Funktion und Qualifikation der Mitarbeiter leiten sich vom Hilfebedarf der Leis-
tungsberechtigten und von den vereinbarten Leistungen ab. 

(2) Dabei sind in angemessenem Umfang zu berücksichtigen: 

 Zeiten, die insbesondere für die Beratung, Betreuung, Förderung, Pflege und 
Versorgung der Leistungsberechtigten erforderlich sind,fachliche Anforderungen 
an die Qualifikation der Mitarbeiter, 

 leitende, administrative und organisatorische Aufgaben, 



 

 

 zeitlicher und personeller Aufwand für Aufgaben der Kooperation, Koordination 
und Qualitätssicherung (z. B. Teambesprechungen, Supervision). 

(3) Die Berechnung der Nettojahresarbeitszeit erfolgt unter Berücksichtigung von Zeiten 
für Fortbildung sowie von Ausfallzeiten (Krankheit, Urlaub). 

§ 9 Räumliche Ausstattung 

Bei den Vereinbarungen über die räumliche Ausstattung (die Bereitstellung der betriebs-
notwendigen Anlagen, wie Gebäude und Grundstücke, einschließlich ihrer Ausstattung, In-
ventar sowie sonstige Anlagen) sind Aufgabenstellung und im Rahmen der Konzeption ver-
einbarte Leistungen der Einrichtung zu berücksichtigen. 

§ 10 Qualität der Leistungen 

(1) Als Qualität der Leistungen sind die Anforderungen an die Eigenschaften und Merk-
male einer sozialen Dienstleistung bzw. einer Maßnahme (Leistungsstandards) zu be-
schreiben, die erfüllt werden müssen, damit das Angebot geeignet ist, den Erfordernis-
sen einer bedarfsgerechten Leistungserbringung zu entsprechen. 

(2) Die Qualität der Leistung gliedert sich in Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualität. 

(3) Strukturqualität benennt die Rahmenbedingungen, die notwendig sind, um die verein-
barte Leistung erbringen zu können. 

Parameter sind unter Berücksichtigung der gesetzlichen Vorgaben u. a.: 

 Standort und Größe der Einrichtung einschließlich des baulichen Standards, 

 das Vorhandensein einer Konzeption der Einrichtung, 

 die Darstellung des vorgehaltenen Leistungsangebotes, 

 räumliche, sächliche und personelle Ausstattung, 

 fachlich qualifizierte Anleitung der Mitarbeiter sowie die Sicherstellung ihrer 
Fort- und Weiterbildung, 

 Darstellung der Qualitätssicherungsmaßnahmen, 

(4) Kooperation mit anderen Einrichtungen, Einbindung in Versorgungsstrukturen und Ge-
meinwesen. Prozessqualität bezieht sich auf die Planung, Strukturierung und den Ab-
lauf der Leistungserbringung (Verfahren). Art und Weise der Leistungserbringung er-
geben sich aus den Leistungszielen. 

Die Prozessqualität kann insbesondere an folgenden Parametern dargestellt und ge-
messen werden: 

 bedarfsorientierte Hilfeleistung einschließlich deren Dokumentation, 

 Überprüfung und kontinuierliche Fortschreibung des Hilfeplanes einschließlich 
notwendiger Beiträge für die Gesamtpläne und Leistungsabsprachen nach §§ 
12, 58, 68 SGB XII, 

 Unterstützung und Förderung der Selbsthilfepotentiale, 

 Prozess begleitende Beratung, 

 Einbeziehung von Betroffenen, Angehörigen oder gesetzlichen Vertretern, 

 bedarfsgerechte Fortentwicklung der Konzeption, 

 Dienstplangestaltung, fachübergreifende Teamarbeit, 

 Vernetzung der Angebote der Einrichtungen im Rahmen des (Gesamt-)Hilfeplans 



 

 

(5) Ergebnisqualität ist als Zielerreichungsgrad der Leistungserbringung zu verstehen.  Da-
bei ist das angestrebte Ziel mit dem tatsächlich erreichten Zustand zu vergleichen.  Bei 
der Beurteilung der Ergebnisqualität sind das Befinden und die Zufriedenheit des Leis-
tungsberechtigten zu berücksichtigen. 

Ergebnisse des Hilfsprozesses sind anhand der festgelegten Ziele regelmäßig zu über-
prüfen. Das Ergebnis der Überprüfung ist zwischen der die Leistung erbringenden Ein-
richtung und dem Leistungsberechtigten, seinen Angehörigen oder sonstigen Vertre-
tungsberechtigten zu erörtern und in der Prozessdokumentation festzuhalten. 

(6) Der Träger der Einrichtung ist dafür verantwortlich, dass Maßnahmen zur internen Si-
cherung der Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualität festgelegt und durchgeführt wer-
den. 

(7) Maßnahmen der Qualitätssicherung können z. B. sein: 

 die Einrichtung von Qualitätszirkeln, 

 die Einsetzung von Qualitätsbeauftragten, 

 die Mitwirkung an Qualitätskonferenzen, 

 die Entwicklung und   Weiterentwicklung von Verfahrensstandards für
 die Betreuung und Versorgung. 

(8) Maßnahmen und Ergebnis der Qualitätssicherung werden von der Einrichtung doku-
mentiert. 

Bei der Verhandlung neuer Vereinbarungen hat der Träger der Einrichtung Unterlagen über 
durchgeführte Qualitätssicherungsmaßnahmen vorzulegen. 




